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Beschlussentwurf zu B 2.41: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 19.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.41 wie folgt zu entscheiden 

Ausbau der Windenergie zwischen Meckenheim und Rheinbach - Klarstellung 

Der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie liegt nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse. 

Bei der Energiewende handelt es sich um ein bundes- und landespolitisches Ziel, das den Ausbau erneuerbarer 
Energien, wozu auch die Windenergie zählt, vorsieht und an der sich jede Kommune zu beteiligen hat.  

Das Land NRW fasst seine klimapolitischen Ziele im Entwurf des Landesentwicklungsplans zusammen. Das Ziel 
der Landesregierung lautet, dass der CO2-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 2020 um 25 % und bis 
zum Jahre 2050 um mindestens 80 % gegenüber 1990 reduziert werden soll. Der Anteil der Stromgewinnung aus 
erneuerbaren Energien soll von heute 3 % auf 15 % erhöht werden. Die Stadt Meckenheim möchte diesem Ziel 
gerecht werden und im Sinne einer rechtssicheren Planung der Windenergie, substantiell Raum verschaffen. 

 

Konzentrationszonen und Steuerung der Windenergie – Klarstellung: 

Für die Kommunen besteht im Rahmen der kommunalen Planungshoheit, die Möglichkeit die Windenergie 
räumlich durch die Ausweisung von Konzentrationszonen für die Windenergie im Flächennutzungsplan und ggf. 
durch weitere Feinsteuerung im Bebauungsplan an einer oder mehreren Stellen im Gemeindegebiet zu 
konzentrieren und dadurch einen Ausschluss der Windenergie im übrigen Gemeindegebiet zu bewirken. Sofern 
von diesem Instrument Gebrauch gemacht wird, muss der Windenergienutzung substantiell Raum verschafft 
werden.  

Alternativ kann eine Kommune auf die o.g. steuernden planungsrechtlichen Instrumente verzichten. In diesem 
Fall ist die Windenergienutzung als privilegierte Nutzung im Außenbereich nach § 35 BauGB im gesamten 
Außenbereich möglich. Dies führt häufig zu einer „Verspargelung“ der Landschaft und ist deshalb nachteilig für 
die betreffende Kommune. 

Um einer derartigen „Verspargelung“ zuvorzukommen, hat die Stadt Meckenheim eine rechtskräftige 
Konzentrationszone für die Windenergie bereits im Jahr 1999 im Flächennutzungsplan dargestellt. Durch die 
Festsetzung des B-Plans Nr. 117 Auf dem Höchst vom 04.08.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 50 m 
getroffen. Mit einer Höhenbegrenzung auf 50 m Gesamthöhe kann der Windenergie zum heutigen Stand der 
Technik nicht in substantieller Weise Raum verschaffen werden, der der aktuellen Rechtsprechung genügt. Die 
Leistung von 50 m hohen WEA liegt um ein Vielfaches unterhalb der Leistung von möglichen 150 m hohen WEA. 



Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a „Auf dem Höchst“ nimmt die Stadt Meckenheim eine 
Feinsteuerung vor, die dem aktuellen Stand der Technik entspricht und der Windenergie substantiell Raum 
verschafft. 

 

Schattenwurf 

Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach wird davon ausgegangen, dass eine 
maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht 
erheblich belästigend ist. Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. In diesem Sinne wird die 
tatsächlich zulässige Beschattungsdauer durch Festsetzung im Bebauungsplan auf 8 Stunden pro Jahr begrenzt. 
Ist dieser Wert erreicht, sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine 
Abschaltautomatik abzuschalten.  

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht. Um 
erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten der landwirtschaftlichen Versuchsanstalt der Universität 
Bonn sicher zu vermeiden, wird für die Versuchsflächen des Campus Klein-Altendorf eine maximale 
Beschattungsdauer von 100 Stunden / Jahr festgesetzt, da dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht gelöst werden kann. 

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Schallimmissionen 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 

Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 

Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  



 

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Die generelle Eignung der 
Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten Geräuschimmissionen wird in der 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Schallprognosen wurden zeitgleich mit der (Neu-)Aufstellung der 
Bebauungspläne ab 2013 erarbeitet. Der Schalltechnische Bericht über die schalltechnische Kontingentierung 
der Kötter Consulting Engineers GmbH liegt mit Datum vom 24.06.2015 vor. Beiden Untersuchungen wurden 
Windenergieanlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von 150 m zugrunde gelegt. Die Neubaugebiete mit ihren 
entsprechenden Gebietsausweisungen gemäß BauNVO wurden dabei ebenso berücksichtigt wie die 
vorhandenen Siedlungsgebiete.  

 

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe). Das LANUV 
beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann nachgewiesen 
werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos “ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergieanlagen 
verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs liegt, eine 
Gesundheitsgefahr ausgeht. Es ergeben sich durch die vom Einwender beanstandete mögliche Belastung durch 
Infraschall keine schädlichen Umweltweinwirkungen.In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die 
Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, 
VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 



 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche.“ 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Landschaftsbild  

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 
Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 
117a „Auf dem Höchst“ feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsame oder bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

Dass der Einwender Windenergieanlagen von einer Gesamthöhe bis zu 150 m  als ästhetisch störend empfindet, 
führt noch nicht zu einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme. 

 

Artenschutz 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  



Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 

Wirtschaftlichkeit 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  

Die Angaben der Windgeschwindigkeiten entsprechen den langjährigen Werten der Messstation Nörvenich, die 
bei der Ertragsberechnung durch die Software WindPro zugrunde gelegt werden. Die Höhe der 
Windgeschwindigkeiten wird durch den Windenergieatlas NRW des LANUV bestätigt. 

 

Wertminderung von Grundstücken / Immobilien 

Gemäß Bayerischem Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 13-VII-07 ist eine 
Eigentumsverletzung nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen] geltend gemacht wird. Selbst wenn 
der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der Eigentumsgarantie. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

Die Bedenken des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur Änderung 
des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen des 
Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. und die mit der Aufstellung des 



Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet werden 
als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

Der Anregung, andere Baumöglichkeiten zu prüfen, wird nicht gefolgt. Gegenstand des vorliegenden 
Bebauungsplanes ist die Feinsteuerung von Windenergieanlagen innerhalb einer seit 1998 dargestellten 
Konzentrationszone für die Windenergienutzung, mit dem Ziel der Windenergie substantiell Raum zu 
verschaffen.  

 

B 2.42 Einwender 42 
 hier: Schreiben vom 19.08.2015 



 







 

 



Beschlussentwurf zu B 2.42: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 19.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.42 wie folgt zu entscheiden 

Planungsrechtliche Steuerung von Windenergieanlagen - Klarstellung 

Für die Kommunen besteht im Rahmen der kommunalen Planungshoheit, die Möglichkeit die Windenergie 
räumlich durch die Ausweisung von Konzentrationszonen für die Windenergie im Flächennutzungsplan und ggf. 
durch weitere Feinsteuerung im Bebauungsplan an einer oder mehreren Stellen im Gemeindegebiet zu 
konzentrieren und dadurch einen Ausschluss der Windenergie im übrigen Gemeindegebiet zu bewirken. Sofern 
von diesem Instrument Gebrauch gemacht wird, muss der Windenergienutzung substantiell Raum verschafft 
werden.  

Alternativ kann eine Kommune auf die o.g. steuernden planungsrechtlichen Instrumente verzichten. In diesem 
Fall ist die Windenergienutzung als privilegierte Nutzung im Außenbereich nach § 35 BauGB im gesamten 
Außenbereich möglich. Dies führt häufig zu einer „Verspargelung“ der Landschaft und ist deshalb nachteilig für 
die betreffende Kommune. 

Um einer derartigen „Verspargelung“ zuvorzukommen, hat die Stadt Meckenheim eine rechtskräftige 
Konzentrationszone für die Windenergie in ihrem Flächennutzungsplan dargestellt und nimmt durch den 
vorliegenden Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a „Auf dem Höchst“ eine Feinsteuerung vor, die dem aktuellen 
Stand der Technik entspricht und der Windenergie substantiell Raum verschafft. 

Die rechtskräftige Konzentrationszone für die Windenergie wurde bereits im Jahr 1998 ausgewiesen. Durch die 
Festsetzung des B-Plans Nr. 117 Auf dem Höchst vom 04.08.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 50 m 
getroffen. Mit einer Höhenbegrenzung auf 50 m Gesamthöhe kann der Windenergie zum heutigen Stand der 
Technik nicht in substantieller Weise Raum verschaffen werden, der der aktuellen Rechtsprechung genügt. Die 
Leistung von 50 m hohen Windenergieanlagen (WEA) liegt um ein vielfaches unterhalb der Leistung von 
möglichen 150 m hohen WEA.  

Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist keine neue Standortsuche, sondern die Feinsteuerung der 
Windenergienutzung innerhalb der Konzentrationszone. 

 

Der Schaffung von substantiellem Raum für die Windenergie im Plangebiet kommt vor dem Hintergrund einer 
rechtssicheren Planung ein hohes Gewicht zu.  

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Meckenheim Nr. 117a „Auf dem Höchst“ wurden sowohl die für die 
Meckenheimer als auch Rheinbacher Wohngebiete planungsrechtlich zu beachtenden Belange an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung berücksichtigt. 

Die der Schallprognose zugrunde zu legende planungsrechtliche Einordnung des Meckenheimer Wohngebietes 
„Sonnenseite“ erfolgte nach der festgesetzten Nutzungsart des für diesen Bereich rechtskräftigen 
Bebauungsplans der Stadt Meckenheim. 

Lärm - Schallimmissionen 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 



Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 

Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Schallprognosen wurden zeitgleich mit der (Neu-)Aufstellung der 
Bebauungspläne ab 2013 erarbeitet. Der Schalltechnische Bericht über die schalltechnische Kontingentierung 
der Kötter Consulting Engineers GmbH liegt mit Datum vom 24.06.2015 vor.. Beiden Untersuchungen wurden 
Windenergieanlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von 150 m zugrunde gelegt. Die Neubaugebiete mit ihren 
entsprechenden Gebietsausweisungen gemäß BauNVO wurden dabei ebenso berücksichtigt wie die 
vorhandenen Siedlungsgebiete.  

 

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Die generelle Eignung der 
Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten Geräuschimmissionen wird in der 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe). Das LANUV 
beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann nachgewiesen 
werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit 



unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos “ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergieanlagen 
verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs liegt, eine 
Gesundheitsgefahr ausgeht. Es ergeben sich durch die vom Einwender beanstandete mögliche Belastung durch 
Infraschall keine schädlichen Umweltweinwirkungen.In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die 
Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, 
VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche.“ 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Erdbebengefährdung Stufe 1 / Seismologische Messstelle Uni Köln 

Die Erdbebenstation Bensberg der Universität Köln in Bergisch Gladbach betreibt auf dem Gelände der 
landwirtschaftlichen Versuchsanstalt in Klein Altendorf eine seismische Messstelle. Die Stadt Meckenheim hat im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange die Erdbebenstation Bensberg im Verfahren 
förmlich beteiligt. Die Erdbebenstation Bensberg hat mit Schreiben vom 05.05.2015 schriftlich die nachfolgende 
Stellungnahme abgegeben:  

„Die Messstation Klein Altendorf mit der offiziellen Stationsbezeichnung BA10 ist Teil des von der 
Erdbebenstation Bensberg erstellten und betriebenen SeFoNiB Netzwerkes (Seismisches Forschungsnetz 
Niederrheinische Bucht). Dabei handelt es sich um sogenannte „strong motion“ Stationen, die mit 
beschleunigungsproportionalen Seismometern ausgestattet sind. Aufgabe des Netzwerkes ist es im Falle von 
stärkeren Erdbeben (Magnitude 3 und mehr) unverzerrte Aufzeichnungen der Bodenbeschleunigung zu liefern. 
Im Vergleich zu sogenannten „mikroseismischen Stationen“, die auf große Empfindlichkeiten und die Dedektion 
möglichst kleiner Erdbeben ausgerichtet sind, sind „strong motion“ Stationen eher unempfindlich. In Anbetracht 
der Entfernung von 1,8 bis 2,8 km zu den geplanten Windenergieanlagen und des bereits bestehenden 
Bodenunruhepegels durch die nahegelegene Autobahn wird keine wesentliche Beeinträchtigung der in Klein 
Altendorf durchgeführten seismischen Messungen gesehen.“ 

Gemäß dieser Stellungnahme sind durch die Festsetzungen des Bebauungsplans keine erheblichen 
Auswirkungen auf die Arbeiten der seismologischen Station zu erwarten.  

Die Windenergieanlagen werden nach dem Stand der Technik errichtet, betrieben und gewartet. Die 
anlagenspezifischen Angaben zu Errichtung, Betrieb und Wartung sind Gegenstand der Prüfung im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass durch den vorliegenden Bebauungsplan noch nicht die 
konkrete Handlung, nämlich die Errichtung von Windenergieanlagen zugelassen wird. Dem Bebauungsplan ist 



noch das Genehmigungsverfahren nachgeordnet, in dem weitere Prüfungen auf der Grundlage einer konkreten 
Anlagenplanung erfolgen. 

Aus dem Belang Anlagensicherheit ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

Campus Klein Altendorf 

Gemäß Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014 würde eine 
Beschattungsdauer von 100 – 300 Stunden / Jahr die Versuchstätigkeit erheblich behindern. Die Bandbreite der 
möglichen zulässigen Beschattungsdauer zwischen 100 – 300 Stunden / Jahr basiert auf der zitierten 
Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014, die im gleichen Schreiben 
auch anmerkt, dass die Belange des Versuchsgutes Klein-Altenaltendorf hinsichtlich einer möglichen 
Lichtreduktion bereits in den Vorentwurfs-Varianten weitgehend berücksichtigt wurden.  

Da ein hohes öffentliches Interesse an der wissenschaftlichen Versuchstätigkeit an diesem Standort besteht, wird 
im Sinne der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan ein Maximalwert für die zulässige Beschattungsdauer der 
Versuchsflächen festgesetzt. 

Um erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten sicher zu vermeiden, wurde der untere Wert von 
maximal 100 Stunden / Jahr als maximal zulässiger Wert im Bebauungsplan festgesetzt.  

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht, 
daher kann dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht 
gelöst werden.  

Der Bebauungsplan setzt keine Standorte für Windenergieanlagen (WEA) fest, sondern lediglich einen 
Flächenumring (Sondergebiet), innerhalb dessen Windenergieanlagen positioniert werden können. Der 
Schattenwurf einzelner Anlagen ist anhand einer konkreten Anlagenplanung standortbezogen zu ermitteln. 

Sofern Überschreitungen der für die bezeichneten Versuchsflächen des Campus-Klein-Altendorf festgesetzten 
zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten sind, sind die ursächlichen WEA mit einer Abschaltautomatik 
auszustatten. Dies ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
prüfen. 

 

Bodeninanspruchnahme 

Da der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse liegt, ist die Inanspruchnahme 
von Boden in einem als Konzentrationszone für die Windenergie dargestellten Gebiet als zumutbar anzusehen. 
Der Bebauungsplan setzt keine konkreten Anlagenstandorte fest, im Rahmen der anlagenbezogenen 
Genehmigungsplanung nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) kann sichergestellt werden, dass sich 
die Bodeninanspruchnahme auf den notwendigen Umfang beschränkt. 

Die dauerhafte Flächeninanspruchnahme beschränkt sich auf die Mastfundamente, Stellflächen und 
Zuwegungen. Auf den landwirtschaftlichen Flächen zwischen den Anlagen ist die ackerbauliche Nutzung 
weiterhin uneingeschränkt möglich. Der konkrete Eingriff und der Verlust von Boden ist anlagenbezogen in der 
Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierungen im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans zum BImSch-Antrag 
zu ermitteln und zu kompensieren. 

Die Beeinträchtigungen durch die Bodeninanspruchnahme werden vor dem Hintergrund der Nutzung 
erneuerbarer Energien als zumutbar angesehen. 

 



Vogelbestände und Zugvogelroute - Artenschutz 

Die vom Einwender genannten Beobachtungen stehen nicht im Widerspruch zur vorliegenden 
artenschutzrechtlichen Untersuchung. 

Die methodische Durchführung der Kartierungen sowie die Auswahl der relevanten Vogelarten wurden gemäß 
NRW Leitfaden (Stand 2013) sowie in Ableitung vorhandener Daten und Hinweise durchgeführt. Brutvorkommen 
und Hinweise auf mögliche Vorkommen planungsrelevanter und WEA-empfindlicher Arten wurden vor Beginn der 
Geländearbeiten mit der Fachbehörde abgestimmt und bei den Bearbeitungen beachtet.  

Die zu Beginn der Kartierungen bekannten Brutplätze des Rotmilans befinden sich außerhalb der 
Abstandregelung von mindestens 1.000 m. Nur innerhalb dieser Radien sind erhöhte Tötungsrisiken zu erwarten, 
es sei denn es kann durch die Raumnutzung eindeutig belegt werden, dass die Hauptflugrouten zwischen 
Brutplatz und Nahrungshabitate nicht über geplante WEA-Standorte führen. Die Brutreviere im Kottenforst und 
am Tomberg liegen in mindestens 2.000 m Entfernung zu den Planungen. Beobachtungen zur Raumnutzung im 
Plangebiet konnten zudem keine Hauptnahrungsbereiche für den Rotmilan belegen. 
Der Wanderfalke als WEA-empfindliche Art wurde in dem ASF berücksichtigt und zum Schutz der Art eine CEF-
Maßnahme vorgeschlagen 

.Der Wohnort/Fundort der Schleiereule oder des Turmfalken befindet sich knapp außerhalb des 1.000 m-
Untersuchungsraumes (siehe z.B. Karte 1 der ASP). Beide Arten sind in NRW gemäß Leitfaden nicht WEA-
empfindlich. Der Turmfalke wurde auf Grund der eigenen Nachweise im Text des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages (AFB) bereits betrachtet, ebenso der Rotmilan, die ziehende Gänse und Kraniche sowie die 
Fledermausvorkommen. Aus den Hinweisen der werden keine neuen artenschutzrechtlichen Beurteilungen 
erforderlich.  

Die lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann 
die Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  
Die brütende Graugans oder Neozoen (z.B. Kanadagans) gehören nicht zu den WEA-empfindlichen Arten in 
NRW. Artenschutzrechtliche Konflikte lassen sich für diese Arten nicht ableiten.  
Insbesondere zu den Fledermausvorkommen wurden erstmalig umfassende Untersuchungen im Raum 
durchgeführt und erforderliche vorsorgende Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der Fledermäuse 
beschrieben. Hierzu gehört auch ein Gondelmonitoring mit Abschaltalgorithmen, das wissenschaftlich zum 
Schutz der Flugbewegungen in Gondelhöhe erarbeitet wurde und bei der LANUV und dem MKULNV anerkannt 
ist. Somit sind keine signifikant erhöhten Schlagrisiken zu prognostizieren. 

Das Phänomen des Kranichzuges ist durch ornithologische Sammelberichte und alljährliche Beobachtungen in 
Nordrhein-Westfalen und im Bundesgebiet bekannt. Alljährlich finden die Hin- und Rückzüge quer über 
Deutschland statt (vgl. Abb. S.40 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag). Gemäß Leitfaden zeigt der Kranich 
Meideverhalten gegenüber WEA und wurde als WEA-empfindliche Art eingestuft. Er reagiert insbesondere in 
Brutgebieten empfindlich gegenüber den Betrieb von WEA, die es im Umfeld von Rheinbach und Meckenheim 
nicht gibt. Regelmäßig genutzte Schlafplätze des Kranichs auf dem Vogelzug, die im Umfeld von Rheinbach und 
Meckenheim nicht vorhanden sind, sollten ebenfalls mit einem großen Puffer gegenüber WEA-Planungen 
freigehalten werden (3.000 m Vorschlag LAGVSW 2007). Dies gilt ebenfalls für Hauptflugkorridore zwischen 
Schlaf- und Nahrungsgebieten sowie für überregional bedeutsame Zugkonzentrationskorridore. Beides trifft für 
den Raum Rheinbach und Meckenheim für den Kranich und andere Zugvogelarten nicht zu. Ein erhöhtes 
Schlagrisiko ist nicht abzuleiten, da der Kranich als Breitbandzieher über alle Teile NRWs hinwegfliegt. 

 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 



Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. und die mit der 
Aufstellung des Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher 
gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

 

 
 



 

B 2.43 Einwender 43 
 hier: Schreiben vom 19.08.2015 

 
 



 
 

Beschlussentwurf zu B 2.43: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 19.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.43  wie folgt zu entscheiden 

 

 



Zu Landschaftsbild 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten. Die Lage im Naturpark schließt eine 
Nutzung der Windenergie nicht grundsätzlich aus. Das Plangebiet liegt weit entfernt von den Kernzonen der 
Erholungsentwicklung gemäß Maßnahmenplan Zweckverband Naturpark Kottenforst-Ville 2002, Karte 2 
Erholungsentwicklung. 

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 
Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 
117a „Auf dem Höchst“ feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsame oder bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

Dass der Einwender Windenergieanlagen von einer Gesamthöhe bis zu 150 m  als ästhetisch störend empfindet, 
führt noch nicht zu einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme. 

 

Zu Erholung 

Das Plangebiet befindet sich in einem Raum, der nicht als Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet sowie 
FFH-Gebiet ausgewiesen ist und der eine hohe visuelle und akustische Vorbelastung 
(Hochspannungsfreileitungen, Bahnstrecke, klassifizierte Straßen, Gewerbe) aufweist. Die Stadt beabsichtigt 
durch die Planung, die Windenergie an dieser Stelle zu konzentrieren und eine Feinsteuerung vorzunehmen, um 
andere, für die Erholung hochwertigere und unvorbelastete Teilräume von der Windenergienutzung freizuhalten.   

In Bezug auf die mögliche Störung bzw. Beeinträchtigung der Erholungsqualität wird der Belang der Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in diesem Landschaftsteilraum höher gewichtet (vgl. § 1 Abs.6 Nr. 7 lit. F 
BauGB). Die Beeinträchtigung der Erholungsfunktion in diesem Landschaftsteilraum wird vor dem Hintergrund 
der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung höherwertigerer, unvorbelasteter Teilräume als zumutbar 
angesehen. 

 

Zu Schattenwurf 

Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach wird davon ausgegangen, dass eine 



maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht 
erheblich belästigend ist. Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. In diesem Sinne wird die 
tatsächlich zulässige Beschattungsdauer durch Festsetzung im Bebauungsplan auf 8 Stunden pro Jahr begrenzt. 
Ist dieser Wert erreicht, sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine 
Abschaltautomatik abzuschalten.  

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Zu Schallimmissionen 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 

Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 

Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Die generelle Eignung der 
Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten Geräuschimmissionen wird in der 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Schallprognosen wurden zeitgleich mit der (Neu-)Aufstellung der 
Bebauungspläne ab 2013 erarbeitet. Der Schalltechnische Bericht über die schalltechnische Kontingentierung 
der Kötter Consulting Engineers GmbH liegt mit Datum vom 24.06.2015 vor. Beiden Untersuchungen wurden 
Windenergieanlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von 150 m zugrunde gelegt. Die Neubaugebiete mit ihren 
entsprechenden Gebietsausweisungen gemäß BauNVO wurden dabei ebenso berücksichtigt wie die 
vorhandenen Siedlungsgebiete.  

 

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 



flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Zu Disco-Effekt 

Die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoroberflächen und damit des „Disco-Effektes“ kann durch die 
Verwendung von reflexionshemmenden Lacken vermieden werden. Im Bebauungsplan wurde festgesetzt, das 
zur Vermeidung von Lichtreflexionen sämtliche, äußerlich sichtbare Bauteile der Anlagemit matten, stumpfen 
Oberflächen zu versehen sind. Der Nachweis ist anlagenspezifisch im Rahmen des  Verfahrens nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz zu erbringen. 

Aus dem Belang Disco-Effekt ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

Zu Anlagensicherheit 

Die Windenergieanlagen werden nach dem Stand der Technik errichtet, betrieben und gewartet. Die 
anlagenspezifischen Angaben zu Errichtung, Betrieb und Wartung sind Gegenstand der Prüfung im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz. 

Aus dem Belang Anlagensicherheit ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

Zu Artenschutz 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.   



Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet nicht entgegen.  

 

Zu Demografischem Wandel 

Der Demografische Wandel ist ein Problem, dass alle Städte und Gemeinden in Deutschland betrifft. Die 
Menschen werden älter und es werden weniger Menschen geboren. Ein Wachstum findet nur noch auf Grund 
von Wegzug an andere Stelle statt. Die Bildung einer Konzentrationszone im Jahr 1999 im Rahmen der 33. 
Änderung des Flächennutzungsplanes führte nicht zu einem Bevölkerungsrückgang. Die Stadt Meckenheim hat 
in den vergangenen Jahren im Rahmen von verschiedenen Bauleitplänen Wohnbauflächen entwickelt, um diesen 
Trend entgegenzuwirken. 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen 
des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kapitel 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet werden als 
die vom Einwender geltend gemachten Belange 

Die Ergebnisse der vorliegenden artenschutzrechtlichen Untersuchung sind ausreichend, um auf der Ebene 
eines Angebotsbebauungsplanes Aussagen zur Betroffenheit und zur Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes zu 
tätigen. Durch den Angebotsbebauungsplan wird noch nicht die konkrete Handlung, nämlich die Errichtung von 
Windenergieanlagen zugelassen. Dem Bebauungsplan ist noch das Genehmigungsverfahren nachgeordnet, in 
dem die weitere Prüfung auf der Grundlage einer konkreten Anlagenplanung erfolgt. 

 

 

 



 

B 2.44 Einwender 44 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 

 



















 
 
 

 

 



Beschlussentwurf zu B 2.44: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.44 wie folgt zu entscheiden 

Schattenwurf 

 Grundsätzliches 

Höhere WEA haben bei identischem Standort grundsätzlich einen weiterreichenden Schattenwurf als niedrigere 
WEA. Das Ausmaß des Schattenwurfs ist jedoch nicht nur abhängig von der Höhe der WEA, sondern auch vom 
Standort und der Anzahl der WEA. Aufgrund der Tatsache, dass im Falle von 100 m-WEA mehr Anlagen errichtet 
und betrieben werden können als im Falle von 150 m-WEA und diese zudem näher am Rand der überbaubaren 
Flächen und somit näher an der Wohnbebauung stehen können, besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass 
Windparkkonfigurationen mit 100 m-WEA einen weitreichenderen Schattenwurf verursachen als 
Windparkkonfigurationen mit 150 m-WEA.  

 Berechnungsgrundlagen 

Im vorliegenden Fall ist der Schattenwurf für die angenommen Windparkkonfigurationen mit der Software 
WindPro berechnet worden.  

Die Berechnungen beruhen auf den folgenden Daten und Zusammenhängen:  

-  Position der WEA (x,y,z-Koordinaten)  

-  Nabenhöhe und Rotordurchmesser 

-  Position des Immissionssortes (x,y,z-Koordinaten)  

-   Zeitzone und die Zeitverschiebung durch die Sommerzeit 

- Das mathematische Modell zur Berechnung des genauen Sonnenverlaufs unter Berücksichtigung   
    von Erdachsenneigung, Erdrotation und elliptischer Erdbahn um die Sonne  

-  ein jahreszeitlicher Kalender mit genauer Zeitangabe von Sonnenauf- und -untergang 

- Daten über die mittlere Rotorblatttiefe der WEA, die über die Reichweite des Schattenwurfs einer   
    WEA entscheidet  

 

 Berechnungsmodell 

Der Sonnenstand bildet die Grundlage für die Berechnung des Schattenwurfs. Der Stand der Sonne ist im 
Wesentlichen von der Erdrotation, der Neigung der Erdachse und der elliptischen Laufbahn der Erde um die 
Sonne abhängig. Weiterhin müssen für jeden beliebigen Standort die geographischen, jahreszeitlichen und 
tageszeitlichen Daten berücksichtigt werden.  

Mit diesen Daten werden die Deklination, der Stundenwinkel, die Sonnenhöhe, der Azimut und der Sonnenauf- 
und -untergang berechnet. Die Begriffe bedeuten:  

- Deklination: Der Winkel, um den die Sonne im Verlauf der Jahreszeiten vom Himmelsäquator (Erdumlaufbahn   
   auf den Himmel projiziert) abweicht. Zu Herbst- und Frühlingsanfang (21.3 bzw. 21.9) beträgt die   
   Deklination 0°, zum Winteranfang (21.12.) -23,45° und zum Sommeranfang (21.6.) +23,45°  

- Sonnenhöhe: Einfallswinkel der Sonne gegenüber einer horizontalen Fläche;  

- Stundenwinkel: Winkel zwischen dem Sonnenhöchststand und dem aktuellen Sonnenstand.  

- Azimut: Winkel zwischen der Südrichtung und dem auf die horizontale Ebene projizierten Sonnenstand. Im  
   Uhrzeigersinn vor der südlichen Richtung positiv und danach negativ.  



- Sonnenaufgang, Sonnenuntergang: Zeitpunkt am Morgen bzw. Abend, wenn der Sonnenmittelpunkt in der  
   Ebene am Horizont sichtbar/verdeckt wird.  

 

Die Berechnungsformel zur Ermittlung der Schattenreichweite ist:  

Distmax = (5 * Brmittel * d) / 1097780  

wobei Brmittel die mittlere Rotorblatttiefe und d der mittlere Abstand zur Sonne (150.000.000km) ist und der Faktor 
von 1.097.780 aus dem Sonnendurchmesser resultiert, reduziert um einen Kompensationsfaktor dafür, dass die 
Sonnenscheibe kreisförmig und nicht rechteckig ist.  

Einschränkung der Reichweite bei tief stehender Sonne: Theoretisch existiert bei minimaler Sonnenhöhe ein 
unendlich weiter Schattenwurf, der aber in der Praxis wegen der Trübung des Himmels sehr schwach ist. Mit 
abnehmender Sonnenhöhe nimmt der Anteil der direkten Strahlung exponentiell ab, da die Sonnenstrahlen 
zunehmend einen längeren Weg durch die Atmosphärenschichten zurücklegen müssen. Theoretische und 
empirische Untersuchungen haben ergeben, dass selbst an klaren Tagen aufgrund der Trübung des Himmels bis 
zu einer Sonnenhöhe von 3° kein relevanter Schattenwurf existiert.  

 

 Ergebnis 

In der Begründung, Kap. 4.4.2 ist dargelegt, dass durch die Windparkkonfigurationen mit 100 m-WEA und 125 m-
WEA keine Überschreitungen der zulässigen Beschattungsdauer erfolgen, während es bei den zugrunde 
gelegten  Windparkkonfigurationen mit 150 m-WEA und 175 m-WEA zu geringen Überschreitungen kommt. 

„[…] Durch die Windparks 100 m (vier in Rheinbach und zwei in Meckenheim) und 125 m (drei in Rheinbach und 
zwei in Meckenheim) kommt es zu keinen Überschreitungen der zulässigen Beschattungsdauer. Bei den 
Windparks mit 150 m-WEA und 175 m-WEA kommt es jeweils zu Überschreitungen der zulässigen 
Beschattungsdauer von 30 h/Jahr im Bereich der Außenbereichswohnnutzung innerhalb des Geltungsbereiches. 
[…]“ 

Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach ist eine maximale Beschattung von 8 
Stunden / Jahr zulässig (entspricht in der Realität den berechneten, astronomisch maximal möglichen 30 h/Jahr 
bei dauerhaftem Sonnenschein). Ist dieser Wert erreicht, sind die ursächlichen Windenergieanlagen bei 
Sonnenschein über eine Abschaltautomatik abzuschalten.  

Die für die Beurteilung des Schattenwurfes  maßgebende Grenze der  Beschattungsdauer von astronomisch 
maximal möglichen 30 h/Jahr ist in allen Berechnungsbögen zum Schattenwurf vollständig und korrekt 
dargestellt. 

Die Einhaltung der zulässigen maximalen Beschattung schutzwürdiger Nutzungen ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz nachzuweisen. 

 

Zu Landschaftsbild  

Das Plangebiet liegt außerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten. Die Lage im Naturpark schließt eine 
Nutzung der Windenergie nicht grundsätzlich aus. Das Plangebiet liegt weit entfernt von den Kernzonen der 
Erholungsentwicklung gemäß Maßnahmenplan Zweckverband Naturpark Kottenforst-Ville 2002, Karte 2 
Erholungsentwicklung. 

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 



Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 
117a „Auf dem Höchst“ feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsame oder bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

Dass der Einwender Windenergieanlagen von einer Gesamthöhe bis zu 150 m  als ästhetisch störend empfindet, 
führt noch nicht zu einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme. 

 

Zu Wertminderung von Grundstücken / Immobilien 

Gemäß Bayerischem Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 13-VII-07 ist eine 
Eigentumsverletzung nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen] geltend gemacht wird. Selbst wenn 
der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der Eigentumsgarantie. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

Zu  Disco-Effekt 

Die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoroberflächen und damit des „Disco-Effektes“ kann durch die 
Verwendung von reflexionshemmenden Lacken vermieden werden. Im Bebauungsplan wurde festgesetzt, dass 
zur Vermeidung von Lichtreflexionen sämtliche, äußerlich sichtbare Bauteile der Anlagemit matten, stumpfen 
Oberflächen zu versehen sind. Der Nachweis ist anlagenspezifisch im Rahmen des Verfahrens nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz zu erbringen. 



Aus dem Belang Disco-Effekt ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

Wirtschaftlichkeit und Windgeschwindigkeiten 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist.  

Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen Bebauungsplans weder möglich noch 
erforderlich.  

Die Angaben der Windgeschwindigkeiten entsprechen den langjährigen Werten der Messstation Nörvenich, die 
bei der Ertragsberechnung durch die Software WindPro zugrunde gelegt werden. Die Höhe der 
Windgeschwindigkeiten wird durch den Windenergieatlas NRW des LANUV bestätigt.  

 

Befeuerung 

Die Notwendigkeit einer Befeuerung von Windenergieanlagen über 100 m Gesamthöhe ergibt sich aus der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen. Die Befeuerung ist 
entsprechend dem Stand der Technik und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Sicherheit, so zu 
installieren, dass eine möglichst geringe Wahrnehmung für die Anwohner besteht. Dazu zählen der 
Abstrahlwinkel der Befeuerung, die Synchronisation der Anlagen, die Frequenz der Befeuerung etc. Die genaue 
Art der Befeuerung ist anlagenspezifisch im Rahmen der Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
regeln.   

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können. 

Aus individueller und subjektiver Wahrnehmung kann die Befeuerung möglicherweise als belästigend empfunden 
werden, angesichts der Entfernung zwischen den festgesetzten Sondergebietsflächen und dem Wohnhaus des 
Einwenders dürfte es jedoch nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung kommen. Zudem  besteht die 
Möglichkeit, durch das Anbringen von Vorhängen oder Jalousien Beeinträchtigungen zu mindern. (vgl. VGH 
Kassel, Beschluss vom 13.07.2011 – 9 A 482/11.Z) 

Vor diesem Hintergrund werden die im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes getroffenen Festsetzungen 
zur Feinsteuerung von Windenergieanlagen innerhalb einer bestehenden Windkraft-Konzentrationszone auch 
unter dem Aspekt einer möglichen subjektiven Belästigung als zumutbar angesehen. 

Eine Untersuchung, wie diese Einflüsse auf den Menschen wirken, ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
nicht zu erbringen.  

Die Verwaltung darf im Rahmen der Erarbeitung eines Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes 
auf allgemein anerkannte wissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen. Die Umweltprüfung im 
Rahmen der Bauleitplanung und des Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher 
unbekannte Kenntnisse zu erlangen oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen 
zu finden. Dies gilt sowohl für die anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die 



konkret zu untersuchenden Bereiche.“ [s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein 
wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, 
Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Vogelzug und Artenschutz 

Das Phänomen des Kranichzuges ist durch ornithologische Sammelberichte und alljährliche Beobachtungen in 
Nordrhein-Westfalen und im Bundesgebiet bekannt. Alljährlich finden die Hin- und Rückzüge quer über 
Deutschland statt (vgl. Abb. S.40 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag). Gemäß Leitfaden zeigt der Kranich 
Meideverhalten gegenüber WEA und wurde als WEA-empfindliche Art eingestuft. Er reagiert insbesondere in 
Brutgebieten empfindlich gegenüber den Betrieb von WEA, die es im Umfeld von Rheinbach und Meckenheim 
nicht gibt. Regelmäßig genutzte Schlafplätze des Kranichs auf dem Vogelzug, die im Umfeld von Rheinbach und 
Meckenheim nicht vorhanden sind, sollten ebenfalls mit einem großen Puffer gegenüber WEA-Planungen 
freigehalten werden (3.000 m Vorschlag LAGVSW 2007). Dies gilt ebenfalls für Hauptflugkorridore zwischen 
Schlaf- und Nahrungsgebieten sowie für überregional bedeutsame Zugkonzentrationskorridore. Beides trifft für 
den Raum Rheinbach und Meckenheim für den Kranich und andere Zugvogelarten nicht zu. Ein erhöhtes 
Schlagrisiko ist nicht abzuleiten, da der Kranich als Breitbandzieher über alle Teile NRWs hinwegfliegt. 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 

Anlagenhöhe  

Die rechtskräftige Konzentrationszone für die Windenergie wurde bereits im Jahr 1998 ausgewiesen. Durch die 
Festsetzung des B-Plans Nr. 117 Auf dem Höchst vom 04.08.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 50 m 
getroffen. Mit einer Höhenbegrenzung auf 50 m Gesamthöhe kann der Windenergie zum heutigen Stand der 
Technik nicht in substantieller Weise Raum verschaffen werden, der der aktuellen Rechtsprechung genügt. Die 
Leistung von 50 m hohen WEA liegt um ein Vielfaches unterhalb der Leistung von möglichen 150 m hohen WEA. 
Dieser Bebauungsplan ist nun den aktuellen Erfordernissen der Windenergienutzung anzupassen. Dazu zählt 
insbesondere die Aufhebung der bestehenden Höhenbegrenzung, um der rechtlichen Vorgabe, der Windenergie 
substantiell Raum zu verschaffen, Genüge zu tun.  

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß Baugesetzbuch (BauGB), die überall 
dort möglich ist, wo keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden 
Instrument der Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht.  



Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan 
eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Meckenheim Nr. 117a „Auf dem Höchst“ feingesteuert 
werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft werden.  

Der Schaffung von substantiellem Raum für die Windenergie im Plangebiet kommt vor dem Hintergrund einer 
rechtssicheren Planung ein hohes Gewicht zu.  

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. 

 

Der Anregung des Einwenders, die Höhe der Windenergieanlagen auf eine Höhe von maximal 50 m 
festzusetzen, wird aus den dargelegten Gründen nicht gefolgt. Ebenso wird der Anregung des 
Einwenders, vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Windmessungen zu veranlassen, nicht 
gefolgt.  

Die Bedenken des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur Änderung 
des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen des 
Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. und die mit der Aufstellung des 
Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet werden 
als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

 

 
 



 

B 2.45 Einwender 45 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 

 



 

 

Beschlussentwurf zu B 2.45: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.45 wie folgt zu entscheiden 

Zu Erneuerbare Energien 

Der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie liegt nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im – gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse. 

Bei der Energiewende handelt es sich um ein bundes- und landespolitisches Ziel, das den Ausbau erneuerbarer 
Energien, wozu auch die Windenergie zählt, vorsieht und an der sich jede Kommune zu beteiligen hat. 

Das Land Nordrhein-Westfalen fasst seine klimapolitischen Ziele im Entwurf des Landesentwicklungsplanes 
zusammen. Das Ziel der Landesregierung lautet, dass der CO²-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 
2020 um 25 % und bis zum Jahr 2050 um mindestens 80 % gegenüber 1990 reduziert werden soll. Der Anteil der 
Stromgewinnung aus erneuerbaren Energien soll von heute 3 % auf 15 % erhöht werden. Die Stadt Meckenheim 
möchte diesem Ziel gerecht werden und im Sinne einer rechtssicheren Planung der Windenergie substantiell 
Raum verschaffen. Die übergeordneten politischen Themen der Energiewende und ihrer Umsetzung sind nicht 
Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans werden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. Die Übernahme von erheblich größeren Vorsorgeabständen wie es in anderen 
Bundesländern und im Ausland zum Teil praktiziert wird, wird als nicht erforderlich und sachgerecht betrachtet. 
Dadurch würde der substantielle Raum für die Windenergie in unverhältnismäßiger Weise eingeschränkt.  

 

Zu Schattenwurf 



Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach wird davon ausgegangen, dass eine 
maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht 
erheblich belästigend ist. Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. In diesem Sinne wird die 
tatsächlich zulässige Beschattungsdauer durch Festsetzung im Bebauungsplan auf 8 Stunden pro Jahr begrenzt. 
Ist dieser Wert erreicht, sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine 
Abschaltautomatik abzuschalten.  

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht. Um 
erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten der landwirtschaftlichen Versuchsanstalt der Universität 
Bonn sicher zu vermeiden, wird für die Versuchsflächen des Campus Klein-Altendorf eine maximale 
Beschattungsdauer von 100 Stunden / Jahr festgesetzt, da dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht gelöst werden kann. 

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

 

Zu Wertminderung von Grundstücken / Immobilien 

Gemäß Bayerischem Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 13-VII-07 ist eine 
Eigentumsverletzung nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen] geltend gemacht wird. Selbst wenn 
der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der Eigentumsgarantie. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

Zu Neubaugebiet Meckenheim in der Planungsphase nicht berücksichtigt 

Die rechtskräftige Konzentrationszone für die Windenergie wurde bereits im Jahr 1998 ausgewiesen. Durch die 
Festsetzung des B-Plans Nr. 117 „Auf dem Höchst“ vom 04.08.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 50 m 
getroffen. Dieser B-Plan ist nun den aktuellen Erfordernissen der Windenergienutzung anzupassen. Dazu zählt 



insbesondere die Aufhebung der bestehenden Höhenbegrenzung, um der rechtlichen Vorgabe, der Windenergie 
substantiell Raum zu verschaffen, Genüge zu tun.  

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß § 35 Baugesetzbuch, die überall dort 
möglich ist, wo keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden 
Instrument der Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu 
verhindern hat die Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan (33. Änderung) eine Konzentrationszone 
dargestellt, die über den B-Plan Nr. 117a „Auf dem Höchst“  feingesteuert werden soll. Dabei muss der 
Windenergie substantiell Raum verschafft werden.  

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 117a „“Auf dem Höchst“ wurden auch die, für die Meckenheimer 
Wohngebiete planungsrechtlich zu beachtenden Belange an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die 
Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung berücksichtigt. 

Die der Schallprognose zugrunde zu legende planungsrechtliche Einordnung des Meckenheimer Wohngebietes 
„Sonnenseite“ erfolgte nach der festgesetzten Nutzungsart des für diesen Bereich rechtskräftigen 
Bebauungsplans der Stadt Meckenheim. 

Die Vermarktungspraxis von Baugrundstücken im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 118 
„Bahnhof – Nördliche Stadterweiterung I“ durch die WGZ Immobilien Treuhand GmbH aus Münster ist nicht 
Gegenstand der aktuellen Bauleitplanung und auch kein Belang, über den der Rat der Stadt Meckenheim im 
Rahmen der Abwägung zur Planaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 117a „Auf dem Höchst“ beschließen kann. 
Die Stadt Meckenheim hat selbst keine eigenen Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 118 
und hat deshalb auch keinen Einfluss auf die Vermarktung der dort befindlichen Wohnbauflächen. 

 

Zu Rückbau 

Für den Rückbau der Windenergieanlagen sind Rücklagen durch den Investor zu hinterlegen. Dies wird im Zuge 
des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz geregelt. 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen 
des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet werden als die 
vom Einwender geltend gemachten Belange 

Die in der Begründung und im Umweltbericht dargelegten fachlichen Inhalte werden als ausreichend erachtet, um 
die im Rahmen der Abwägung von privaten mit öffentlichen Belangen getroffenen Festsetzungen zu 
rechtfertigen. 

 

 

 



 

B 2.46 Einwender 46 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 
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Beschlussentwurf zu B 2.46: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.46 wie folgt zu entscheiden 

Zunächst ist festzuhalten, dass der „Einspruch / Stellungnahme“ des Einwenders zum Bebauungsplan Nr. 117a 

„Auf dem Höchst“ u. a. aus 154 – teils rhetorischen und polemischen– Fragen zur Energiepolitik in Deutschland 

besteht.  

Soweit sich aus den Fragestellungen abwägungsrelevante Sachverhalte ergeben, die das 

Bebauungsplanverfahren der Stadt Meckenheim betreffen, werden diese nachfolgend thematisch 

zusammengefasst dargelegt. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 

Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 

Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 

Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 

oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 

anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche.“ 

[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 

nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 

Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

Darüber hinaus sind in der planerischen Abwägung nur solche Belange zu berücksichtigen, deren Betroffenheiten 

mehr als geringfügig, in ihrem Eintritt zumindest wahrscheinlich und als abwägungsbeachtlich erkennbar sind. 

Private Belange sind in der Abwägung nur zu berücksichtigen, wenn die Belange in der konkreten 

Planungssituation einen städtebaulich relevanten Bezug haben. Bei den aufgeworfenen energiepolitischen 

Fragestellungen wurde die städtebauliche Relevanz bereits auf Bundesebene entschieden, nämlich indem 
Vorhaben, die der Nutzung von Windenergie dienen, planungsrechtlich eine Privilegierung im Außenbereich 

zugewiesen wurde (§ 35 Baugesetzbuch).   

 

zu 1 bis 1.10) Klarstellung zur Festsetzung der Sondergebietsflächen 

 

Die Stadt Meckenheim verfolgt das Ziel, die Zulässigkeit von Windenergieanlagen innerhalb der im 

Flächennutzungsplan (33. Änderung) dargestellten Konzentrationszone einer Feinsteuerung durch einen 

Bebauungsplan zu unterziehen. Dabei handelt es sich um einen einfachen Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3 

BauGB, da die genauen Anlagenstandorte und –typen nicht abschließend festgesetzt werden können und somit 

auch die örtlichen Verkehrsflächen für die Erschließung, die für einen qualifizierten Bebauungsplan verbindlich 

sind, nicht festgesetzt werden können. Der Bebauungsplan soll als Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO mit der 

Zweckbestimmung Windpark festgesetzt werden. 

Für die Stadt Meckenheim ist die von einer hohen städtebaulichen Qualität geleitete Feinsteuerung von 
Windenergieanlagen im Zuge der Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 117a „Auf dem Höchst“ von 
grundlegender Bedeutung. 

Da die Stadt Meckenheim einen Angebotsbebauungsplan erarbeitet, bei dem ein Investor noch nicht 
feststeht, können zu den Fragen eines denkbaren möglichen Investors auch keine Angaben gemacht 
werden. Die Fragen sind folglich rein spekulativer Art und dienen daher nicht der Abwägung im Rahmen 
der Offenlage. 



Welcher Investor zu welchem Zeitpunkt wie viele Anlagen in welcher Höhe (bis max. 150 m) errichtet, 
kann von der Stadt nicht beeinflusst werden. Die Stadt nimmt mit dem Bebauungsplan die 
Feinsteuerung der Konzentrationszone vor und setzt die Rahmenbedingungen für die Nutzung. Die 
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von WEA wird im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz durch die Immissionsschutzbehörde des 
Rhein-Sieg-Kreises erteilt.  

 

zu 2. bis 2.4) Klarstellung zur Emissionskontingentierung 

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Meckenheim und Rheinbach zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 

flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Durch den IFSP soll eine gleichmäßige Nutzbarkeit der 

einzelnen Sondergebiete sowohl zwischen den Kommunen als auch zwischen den (im Fall von Rheinbach) 

verschiedenen Sondergebieten innerhalb des Geltungsbereiches gewährleistet werden. Die Fragen der 

Steuerungsmöglichkeiten der Emissionskontingentierung sind in der Begründung auf Seite 31 umfassend 

erläutert. 

 

zu 3. bis 3.3) Ermittlung der Restriktionsflächen – Klarstellung 

 

Die überbaubaren Flächen ergeben sich zunächst aus der Berücksichtigung der Restriktionsflächen innerhalb 

des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 117a „Auf dem Höchst“. Bei Restriktionsflächen, deren Größe 

sich in Abhängigkeit der WEA-Höhe oder des Rotordurchmessers ergeben, wurden als Bezugsgrößen WEA mit 

einer Anlagengesamthöhe von 150 m und einem Rotordurchmesser von 70 m angesetzt.  

Wie in den Kapiteln „Schallimmissionen“ und „Ertrag / Wirtschaftlichkeit“ der Begründung zum Bebauungsplan 

dargelegt, stellen 150 m-Anlagen die derzeit wahrscheinlichste und sinnvollste Variante dar. Als 

Rotordurchmesser wurde der kleinste marktgängige Rotordurchmesser für 150 m-Anlagen der > 1 MW-Klasse 

gewählt. Dieser beträgt 70 m (u.a. Nordex S70). Durch diesen minimalen Rotordurchmesser fallen die 

Restriktionsflächen am kleinsten aus, sodass die überbaubare Fläche möglichst groß ist. Damit wird 

gewährleistet, dass auf Ebene des Bebauungsplans keine Flächen als Restriktionsflächen entfallen, die für 
bestimmte WEA-Typen nutzbar wären.  

Im Rahmen eines nach Rechtskraft des Bebauungsplans möglichen Genehmigungsantrags nach Bundes-

Immissionsschutzgesetz eines Investors, ist auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung mit bestimmten 

WEA-Typen, die Einhaltung der jeweiligen Abstandsflächen nachzuweisen. 

 

Versuchsanstalt Klein Altendorf 

Gemäß Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014 würde eine 
Beschattungsdauer von 100 – 300 Stunden / Jahr die Versuchstätigkeit erheblich behindern. Die Bandbreite der 
möglichen zulässigen Beschattungsdauer zwischen 100 – 300 Stunden / Jahr basiert auf der zitierten 
Stellungnahme der Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät vom 01.12.2014, die im gleichen Schreiben 
auch anmerkt, dass die Belange des Versuchsgutes Klein-Altenaltendorf hinsichtlich einer möglichen 
Lichtreduktion bereits in den Vorentwurfs-Varianten weitgehend berücksichtigt wurden.  



Da ein hohes öffentliches Interesse an der wissenschaftlichen Versuchstätigkeit an diesem Standort besteht, wird 

im Sinne der Konfliktbewältigung im Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ ein Maximalwert für die zulässige 

Beschattungsdauer der Versuchsflächen festgesetzt. 

Um erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten sicher zu vermeiden, wurde der untere Wert von 

maximal 100 Stunden / Jahr als maximal zulässiger Wert im Bebauungsplan festgesetzt.  

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht, 

daher kann dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht 

gelöst werden.  

Der Bebauungsplan setzt keine Standorte für Windenergieanlagen (WEA) fest, sondern lediglich Flächenumringe 
(Sondergebiete), innerhalb derer Windenergieanlagen positioniert werden können. Der Schattenwurf einzelner 

Anlagen ist anhand einer konkreten Anlagenplanung standortbezogen zu ermitteln. 

Sofern Überschreitungen der für die bezeichneten Versuchsflächen des Campus-Klein-Altendorf 
festgesetzten zulässigen Beschattungsdauer zu erwarten sind, sind die ursächlichen WEA mit einer 
Abschaltautomatik auszustatten. Dies ist im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz zu prüfen. 

Expansionsplanungen des Campus Klein Altendorf sind nicht bekannt. Daher fehlen an dieser Stelle 
belastbare Argumente, um den substantiellen Raum für die Windenergie einzuschränken. Die Frage 
nach einer theoretischen Erweiterungsabsicht des Campus Klein Altendorf sind rein spekulativer Art und 
deshalb zu verwerfen. 

 

Grafschafter Krautfabrik 

Bei der Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln wurde bei der 
Vorbelastung durch die Krautfabrik aufgrund von fehlenden Genehmigungsunterlagen von einem worst-
case-Szenario ausgegangen, d. h. es wurde angenommen, dass die Krautfabrik im angrenzenden 
Reinen Wohngebiet Siebenswinkel bereits mit dem maximalen Immissionsrichtwert von 35 dB(A) nachts 
nach TA Lärm einwirkt. Expansionsplanungen der Grafschafter Krautfabrik sind ebenfalls nicht bekannt. 
Daher fehlen an dieser Stelle belastbare Argumente, um den substantiellen Raum für die Windenergie 
einzuschränken. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 117a „Auf dem Höchst“ werden alle geltenden 
Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das Wohlbefinden schützen sollen. Die Übernahme 
von erheblich größeren Vorsorgeabständen wie es in anderen Bundesländern und im Ausland zum Teil 
praktiziert wird, wird als nicht erforderlich und sachgerecht betrachtet. Dadurch würde der substantielle 
Raum für die Windenergie in unverhältnismäßiger Weise eingeschränkt. Die Frage von zukünftigen 
theoretischen oder möglichen weiteren Projekten, die heute nicht bekannt sind, können beim jetzigen 
Bauleitplanverfahren auch nicht berücksichtigt werden. 

 

 

 



Zu 4. bis 4.6) Schallimmissionen 
 

Windenergieanlagen sind nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) zu beurteilen. Die 

zulässigen Schallimmissionsrichtwerte nach TA Lärm sind abhängig von der Gebietskategorie der einzelnen 

Immissionsorte. Maßgebend für die Beurteilung ist stets der zulässige Immissionsrichtwert für die Nacht, da 

dieser niedriger bemessen ist als der Wert für den Tag.  

Für die nicht in der TA Lärm aufgeführten Wohnnutzungen im Außenbereich sind der Kategorie Kerngebiete, 

Dorfgebiete und Mischgebieten zuzuordnen. Für sie ist somit ein Immissionsrichtwert von 45 dB(A) in der Nacht 

maßgebend. 

Die Schallimmissionsprognose wurde mittels der Software WindPro 2.9 durchgeführt. Für die Erstellung der 

Schallimmissionsprognose wurden für die verschiedenen untersuchten Anlagenhöhen marktgängige Anlagentyp 

zugrunde gelegt.  

a) Kategorie 100 m: Vensys 77, Nabenhöhe 61,5 m, Rotordurchmesser 76,8 m (1,5 MW, 101,7 dB(A) 95 

%-Wert der Nennleistung ohne Sicherheitszuschlag) 

b) Kategorie 125 m: Enercon E-82 E2, Nabenhöhe 85,0 m, Rotordurchmesser 82,0 m (2,0 MW, 104,0 

dB(A) 95 %-Wert der Nennleistung ohne Sicherheitszuschlag) 

c) Kategorie 150 m: Nordex N117, Nabenhöhe 91,0 m, Rotordurchmesser 116,8 m (2,4 MW, 105,0 dB(A) 

95 %-Wert der Nennleistung ohne Sicherheitszuschlag) 

d) Kategorie 175 m: Nordex N117, Nabenhöhe 120,0 m, Rotordurchmesser 116,8 m (2,4 MW, 105,0 dB(A) 

95 %-Wert der Nennleistung ohne Sicherheitszuschlag) 

e) Kategorie 200 m: Enercon E-115, Nabenhöhe 135,4 m, Rotordurchmesser 115,7 m (3,0 MW, 106,5 

dB(A) 95 %-Wert der Nennleistung ohne Sicherheitszuschlag) 

In den verschiedenen Größenklassen sind auf dem Markt auch einzelne Anlagentypen mit deutlich geringeren 

Schallleistungspegeln verfügbar (z. B. Enercon TES E82). Um die Planung nicht auf bestimmte, wenige 

Anlagentypen auszurichten und somit die Vollziehbarkeit des Bebauungsplans nicht darauf einzuschränken, 

wurden die o.g. Anlagentypen gewählt. 

Die Schallimmissionen sind abhängig von dem genauen Standort der WEA und sind im Rahmen der 

Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu betrachten. 

Entsprechend dem Hinweis des Rhein-Sieg-Kreises, Planungsamt 61.2 Regional- und Bauleitplanung aus seiner 

Stellungnahme vom 11.12.2014 und in Abstimmung mit dem Dezernat 4, Amt für Technischen Umweltschutz - 

Gewerblicher Umweltschutz des Rhein-Sieg-Kreises wurde in allen Schallprognoseberechnungen jeder WEA ein 

Sicherheitszuschlag von 2,5 dB(A) aufgeschlagen (sog. oberer Vertrauensbereich). Dieser Sicherheitszuschlag 

kann je nach Anlagentyp auch geringfügig niedriger liegen, sodass es sich bei den vorliegenden Schallprognosen 

um eine worst-case-Betrachtung handelt.  

 

Die verschiedenen Schallprognosen, die erstellt wurden, zeigen durchweg, dass es sich bei dem Reinen 

Wohngebiet Siebenswinkel in Meckenheim um den kritischsten und somit für die Planung maßgebenden 

Immissionsort handelt. Dies ist in drei zusammenwirkenden Faktoren begründet. Erstens ist das Gebiet als 

Reines Wohngebiet gemäß § 3 BauNVOmit der nach TA Lärm höchsten, für den Geltungsbereich und dessen 



Umfeld maßgebenden Schutzkategorie (zulässiger Immissionsrichtwert 35 dB(A) nachts) belegt. Zweitens weist 

das Gebiet einen vergleichsweise geringen Abstand zum Geltungsbereich auf (ca. 680 m). Drittens sind bei der 

Beurteilung der Schallimmission von Windenergieanlagen alle Anlagen, die unter den Regelungsgehalt der TA 

Lärm fallen, kumulativ zu betrachten. Dazu zählen u.a. Gewerbebetriebe. Südlich des Reinen Wohngebietes 

„Siebenswinkel“ befindet sich der Gewerbebetrieb der Grafschafter Krautfabrik. Angaben über die 

Schallemissionen der Grafschafter Krautfabrik liegen nicht vor. Aus diesem Grund muss von einer worst-case-

Betrachtung ausgegangen werden. Danach wird angenommen, dass durch die Grafschafter Krautfabrik der 

zulässige Immissionsrichtwert von 35 dB(A) im Reinen Wohngebiet „Siebenswinkel“ bereits ausgeschöpft wird.  

Für die Beurteilung der Windenergieanlagen und deren Schallimmissionen greift die Irrelevanzregelung gemäß 

Ziffer 3.2.1 Abs. 2 und 3 TA Lärm: 

„Die Genehmigung für die zu beurteilende Anlage darf auch bei einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte 

aufgrund der Vorbelastung aus Gründen des Lärmschutzes nicht versagt werden, wenn der von der Anlage 

verursachte Immissionsbeitrag im Hinblick auf den Gesetzeszweck als nicht relevant anzusehen ist. Das ist in der 

Regel der Fall, wenn die von der zu beurteilenden Anlage ausgehende Zusatzbelastung die Immissionsrichtwerte 

nach Nummer 6 am maßgeblichen Immissionsort um mindestens 6 dB(A) unterschreitet“ (Ziffer 3.2.1 Abs. 2 TA 

Lärm). 

„Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 soll für die zu beurteilende Anlage die Genehmigung wegen einer 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach Nummer 6 aufgrund der Vorbelastung auch dann nicht versagt 

werden, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass diese Überschreitung nicht mehr als 1 dB(A) beträgt. Dies kann 

auch durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag der beteiligten Anlagenbetreiber mit der Überwachungsbehörde 

erreicht werden“ (Ziffer 3.2.1 Abs. 3 TA Lärm). 

Die Regelungen der beiden Absätze gelten selbstständig und unabhängig voneinander, sodass es für die 

Zulässigkeit ausreichend ist, wenn eines der beiden Kriterien erfüllt ist. Im vorliegenden Fall ist insbesondere 

Ziffer 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm einschlägig. 

Eine Richtwertüberschreitung von weniger als 1 dB ist als irrelevant einzustufen, da sie vom menschlichen Gehör 

nicht wahrgenommen werden kann. 

Zu einer Zusatzbelastung von maximal 1 dB(A) kommt es, wenn der hinzukommende zusätzliche 

Immissionspegel um mindestens 6 dB(A) unter dem zulässigen Immissionsrichtwert liegt. Für die 

Windenergieanlagen im Bereich der Reinen Wohngebietes Siebenswinkel ergibt sich daraus ein zulässiger 

Immissionswert von 29 dB(A) nachts (=> 35 dB(A) – 6 dB(A) = 29 dB(A)). Nach Erlasslage zur TA Lärm in NRW 

und Beschlusslage des LAI (Länderausschuss für Immissionsschutz) sind die ermittelten Beurteilungspegel mit 

einer Nachkommastelle anzugeben und vor dem Vergleich mit den Immissionsrichtwerten auf ganze dB(A) zu 

runden; dabei gilt die Rundungsregel der DIN 1333 (mathematische Rundung, d.h. Abrundung bei ≤ 0,4 , 

Aufrundung bei ≥ 0,5) [TAL MURL, LAI 5-2001]. Somit liegt der zulässige Immissionswert im Bereich des Reinen 

Wohngebietes Siebenswinkel bei 29,4 dB(A). 

Als Tagwert ergibt sich für das Reine Wohngebiet Siebenswinkel ein zulässiger, zusätzlicher Immissionswert 

durch die Windenergieanlagen von 44 dB(A) (=> 50 dB(A) – 6 dB(A) = 44 dB(A)).   



Die verschiedenen Schallprognoseszenarien zeigen, dass bei allen Anlagenkonfigurationen, die den zulässigen 

Immissionswert von 29,4 dB(A) nachts im Reinen Wohngebiet Siebenswinkel einhalten, auch die zulässigen 

Immissionsrichtwerte an allen anderen Immissionsorten eingehalten werden.   

Schallquellen, die nach anderen Rechtsvorschriften zu beurteilen sind, wie bspw. Straßenverkehr, sind nicht zu 

den Schallemissionen der Windenergieanlagen zu addieren. 

Um eine gleichmäßig Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht. Auf die Festsetzung von 
zulässigen Immissionswerten, die über die  Regelungen der TA Lärm hinausgehen, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

zu 5.) Ertragsprognose – Klarstellung 

 
Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro 2.9 berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  

 

Zu 6. bis 6.2) Landschaftsbild 

 

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß § 35 BauGB, die überall dort möglich 
ist, wo keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument 
der Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern 
hat die Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan im Rahme der 33. Änderung eine Konzentrationszone 
ausgewiesen, die über den Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ Neuaufstellung feingesteuert werden soll. 
Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft werden. 

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -). 

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  



Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsamen oder bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

Gemäß dem Urteil OVG NRW 8 A 3726/05 Urteil vom 09.08.2006 ist bei Abständen von weniger als der 
zweifachen Anlagengesamthöhe zwischen Windenergieanlage und schutzwürdiger Nutzung überwiegend mit 
einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen. Bei Abständen von mindestens der dreifachen 
Anlagengesamthöhe ist i.d.R. keine optisch bedrängende Wirkung zu erwarten. Für den Bereich zwischen der 
zwei- und dreifachen Anlagengesamthöhe ist eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

Für die Ermittlung der Sondergebiete für die Windenergie wurde die 2,5-fache Anlagengesamthöhe ausgehend 
von einer 150 m-WEA angesetzt. Dadurch soll einerseits die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans gewährleistet 
werden und andererseits – im Sinne der planerischen Zurückhaltung - keine unnötige Einschränkung der 
Sondergebiete erfolgen.  

Der Nachweis darüber, dass keine optisch bedrängende Wirkung vorliegt, ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
zu erbringen. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt.  

Im vorliegenden Fall beträgt der Abstand zwischen den im Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchstl“ -
Neuaufstellung festgesetzten Sondergebietsflächen zur Errichtung von Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamthöhe von 150 m und dem Wohnanwesen des Einwenders bereits mehr als 2,8 km, sodass nicht davon 
auszugehen ist, dass innerhalb der Baufenster errichtete Windenergieanlagen eine im Sinne der Rechtsprechung 
optisch bedrängende Wirkung auf das Wohnanwesen des Einwenders auslösen werden. 

Die Abstände zwischen den im Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ -Neuaufstellung festgesetzten 
Sondergebietsflächen zur Errichtung von Windenergieanlagen und dem Wohngebiet im Bebauungsplangebiet Nr. 
118 „Bahnhof – Nördliche Stadterweiterung I“ 564 m, dem 2. Bauabschnitt 880 m. Die Abstände zum Wohngebiet 
„Siebenswinkel“ betragen 1065 m und zum Wohngebiet  „Am Mühlenbach“ 1082 m. 

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtslos, wenn sie von benachbarten 
Grundstücken aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen 
Auswirkungen ein Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann. 

 

Befeuerung 

Die Notwendigkeit einer Befeuerung von Windenergieanlagen über 100 m Gesamthöhe ergibt sich aus der 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen. Die Befeuerung ist 
entsprechend dem Stand der Technik und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Sicherheit, so zu 
installieren, dass eine möglichst geringe Wahrnehmung für die Anwohner besteht. Dazu zählen der 
Abstrahlwinkel der Befeuerung, die Synchronisation der Anlagen, die Frequenz der Befeuerung etc. Die genaue 
Art der Befeuerung ist anlagenspezifisch im Rahmen der Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
regeln.   



Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können. 

Angesichts der Entfernung des Wohngebäudes des Einwenders zu den festgesetzten Sondergebietsflächen von 
2.800 m, ist davon auszugehen, dass es nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung kommen dürfte. Des 
Weiteren besteht die Möglichkeit des Einwenders eine Beeinträchtigung durch das Anbringen von Vorhängen 
oder Jalousien zu mindern (vgl. VGH Kassel, Beschluss vom 13.07.2011 – 9 A 482/11.Z). 

Vor diesem Hintergrund werden die im Zuge der Neuaufstellung des Bebauungsplanes getroffenen 
Festsetzungen zur Feinsteuerung von Windenergieanlagen innerhalb einer bestehenden Windkraft-
Konzentrationszone auch unter dem Aspekt einer möglichen subjektiven Belästigung als zumutbar angesehen. 

 

zu 7. a bis 7. e) Infraschall 

 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen  (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 

dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe).  

Das LANUV beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann 

nachgewiesen werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel 

liegen aber weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos“ 

(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle keine schädliche 

Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, 

VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. Auf die vom Einwender vorgebrachten Hinweise auf Ausarbeitungen und Diskussionen 
inländischer Ärzte und Wissenschafter sowie aus dem Ausland ist für das jetzige Bauleitplanverfahren nicht 
relevant. 

 

zu 8.) Anlagen – Erdbebensicherheit 

 
Die Erdbebenstation Bensberg der Universität Köln in Bergisch Gladbach betreibt auf dem Gelände der 
landwirtschaftlichen Versuchsanstalt in Klein Altendorf eine seismische Messstelle. Die Stadt 
Meckenheim hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie im 
Rahmen der Offenlage die Erdbebenstation Bensberg im Verfahren förmlich beteiligt.  

Die Erdbebenstation Bensberg hat mit Schreiben vom 05.05.2015 schriftlich die nachfolgende 
Stellungnahme abgegeben: Die Messstation Klein Altendorf mit der offiziellen Stationsbezeichnung 
BA10 ist Teil des von der Erdbebenstation Bensberg erstellten und betriebenen SeFoNiB Netzwerkes 
(Seismisches Forschungsnetz Niederrheinische Bucht). Dabei handelt es sich um sogenannte „strong 
motion“ Stationen, die mit beschleunigungsproportionalen Seismometern ausgestattet sind. Aufgabe 



des Netzwerkes ist es im Falle von stärkeren Erdbeben (Magnitude 3 und mehr) unverzerrte 
Aufzeichnungen der Bodenbeschleunigung zu liefern. Im Vergleich zu sogenannten „mikroseismischen 
Stationen“, die auf große Empfindlichkeiten und die Dedektion möglichst kleiner Erdbeben ausgerichtet 
sind, sind „strong motion“ Stationen eher unempfindlich. In Anbetracht der Entfernung von 1,8 bis 2,8 
km zu den geplanten Windenergieanlagen und des bereits bestehenden Bodenunruhepegels durch die 
nahegelegene Autobahn wird keine wesentliche Beeinträchtigung der in Klein Altendorf durchgeführten 
seismischen Messungen gesehen. 

Die Bezeichnung Erdbebenzone 1 wurde als Hinweis in den Bebauungsplan mit aufgenommen. 
Höhenbegrenzungen ergeben sich auf der Lage in der Erdbebenzone I nicht. Die Bauweise der Anlagen 
und der Nachweis der Standsicherheit sind im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz darzulegen. 

 

Zu 9) Militärische Belange – Klarstellung 

 
Der Geltungsbereich befindet sich in einem Abstand von ca. 33 km vom Flugplatzrundsuch-/sekundärradar des 

Flugplatzes Nörvenich, liegt innerhalb des Zuständigkeitsbereiches und wird radartechnisch erfasst. Die Störung 

der ASR-910/ASR-S nach § 18a LuftVG ist auszuschließen. Aus diesem Grund sind die Windenergieanlagen ggf. 

mit einer Steuerfunktion auszustatten. Die Erforderlichkeit kann erst auf Grundlage einer konkreten 

Anlagenplanung im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundes-

Immissionsschutzgesetz erfolgen. 

 

Zu 10) Substantieller Raum – Klarstellung 

 
Eine genaue Definition des substantiellen Raums gibt es in der Rechtsprechung nicht. Jedoch können der 
Energieertrag und die Anzahl der WEA Kenngrößen zur Darlegung des substantiellen Raums sein, insbesondere, 
wenn man diese ins Verhältnis zur Größe der Konzentrationszone bzw. des B-Plangebietes setzt. Bei einem B-
Plangebiet von 117 ha würde der Energieertrag, der bei einer Höhenbegrenzung von 125 m bzw. 100 m 
erreichbar wäre, der Windenergie nicht oder nur bedingt substantiellen Raum verschaffen. Die Rechtssicherheit 
der Planung wäre damit erheblich in Frage gestellt. 

Der Schaffung von substantiellem Raum für die Windenergie im Plangebiet kommt vor dem Hintergrund einer 
rechtssicheren Planung ein hohes Gewicht zu.  

 

zu 11. bis 11.7) Wirtschaftlichkeit – Klarstellung 
 

Die Angaben der Windgeschwindigkeiten entsprechen den langjährigen Werten der Messstation Nörvenich, die 
bei der Ertragsberechnung durch die Software WindPro zugrunde gelegt werden. Die Höhe der 
Windgeschwindigkeiten wird durch den Windenergieatlas NRW des LANUV bestätigt.  

Die Konzeption der Ertragsberechnung ist auf die Windverhältnisse in der Region ausgerichtet. Entsprechend 
wurden geeignete Anlagentypen für die herrschenden Windgeschwindigkeiten zugrunde gelegt. Bei der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung wird bei der Ertragsberechnung ein 15 %-iger Sicherheitsabschlag angesetzt, um 
Unsicherheiten bei der Prognose zu berücksichtigen. Daher werden bei den 150 m-WEA beispielsweise von den 



prognostizierten 23.899 MWh/a nur 20.314 MWh/a in die Wirtschaftlichkeitsrechnung eingestellt. Der Ertrag kann 
in MWh/a oder in KWh/a ausgedrückt werden. Es handelt sich um eine Umrechnung mit dem Faktor 1000.  

 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro 2.9 berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  

In die Wirtschaftlichkeitsberechnung sind die Investitions-, Betriebs- und Finanzierungskosten eingeflossen. Der 
Eigenkapitalanteil wurde mit 15 % angesetzt. Der SIK-Wert ergibt sich aus der Division der Summe der 
Investitionskosten durch die Jahresarbeit inkl. Sicherheitsabschlag von 15 %. 

Mögliche Entwicklungen in der Anlagentechnik, der Preispolitik der WEA-Anbieter etc. sind Spekulation und 
können nicht seriös vorhergesagt werden. Die Konzeption des Bebauungsplans orientiert sich an den aktuellen 
Gegebenheiten. 

 

Zu 12.1 bis 12.7) Maßnahmen zum Schutz der Natur – Klarstellung 

 
Im vorliegenden einfachen Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ werden weder 
Kompensationsmaßnahmen für den Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild noch 
artenschutzrechtliche Maßnahmen festgesetzt, da weder Anlagenzahl, -typ noch -standort festgesetzt werden. 
Die Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im 
Umweltbericht und im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag werden Möglichkeiten aufgezeigt, wie der Eingriff 
bewältigt werden kann und dass Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen zur Verfügung stehen, um keine 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG auszulösen. Damit ist eine Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans 
gegeben. Die genaue Art und der exakte Umfang der Maßnahmen sind auf Grundlage einer konkreten 
Anlagenplanung und eines darauf angepassten artenschutzrechtlichen Fachbeitrages auf Ebene des 
nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Zu 13) siehe 10. 

 

Der Begriff der Windenergie Substanziell Raum zu verschaffen wurde bereits unter 10. erläutert. Insoweit wird 
hierauf nicht noch einmal Bezug genommen. 

Der vom Einwender aufgeführte Sachverhalt, der sich auf die überbaubaren Flächen innerhalb der 
Sondergebietsflächen bezieht, darf nicht mit der Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der beiden 
Bebauungspläne verwechselt werden. Der räumliche Geltungsbereich der beiden Bebauungspläne verläuft an 
der westlichen Gemarkungsgrenze der Stadt Meckenheim parallel mit der Gemarkungsgrenze der Stadt 
Rheinbach.  
 



Die WEA müssen vollständig, d.h. inkl. Rotorblattspitze, innerhalb der überbaubaren Fläche und somit 
automatisch innerhalb der Grenze des Plangebietes, welches auf dem Gebiet der Stadt Meckenheim z. T. 
identisch mit der Stadtgrenze ist, stehen. Ohne die Stadtgrenze wäre eine durchgehende, überbaubare Fläche 
denkbar, in welcher Anlagen auch dort platziert werden könnten, wo tatsächlich die Stadt- und Plangebietsgrenze 
verläuft.  

 

Zu 14) Rückbau – Klarstellung 

Über Auflagen zum Rückbau der Windenergieanlagen und ihrer Nebenanlagen entscheidet die 
zuständige Immissionsschutzbehörde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach Bundes-
immissionsschutzgesetz. 

 

zu 15. a bis 15.c) Klimaschutz und Klimawandel 

 
Klimaschutz und Klimawandel sind eines der zentralen Umweltthemen der Zeit. Kohlendioxidanstieg in der 
Atmosphäre, Zunahme winterlicher bzw. Abnahme sommerlicher Niederschläge, Anstieg der 
Jahresmitteltemperatur und höhere Wahrscheinlichkeiten von Extremwetterereignissen sind als Klimatrends 
bekannt. Dabei nehmen Kommunen zum Schutz des Klimas und zur Luftreinhaltung durch die Instrumente der 
Bauleitplanung eine zentrale Rolle ein, da mit einem aus dem Flächennutzungsplan entwickelten Bebauungsplan 
rechtsverbindlich über eine umweltverträgliche Nutzung von Grund und Boden entschieden wird. Diesem 
Sachverhalt tragen verschiedene gesetzliche Anforderungen Rechnung. 

Festsetzungen können im Bebauungsplan zwar gemäß Planungsrecht nur aus städtebaulichen Gründen 
erfolgen, nichtsdestotrotz ist das Klima als schützenswerter Belang in der Abwägung zu berücksichtigen. So 
fordert das BauGB in § 1 Absatz 5, dass „die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung …. 
gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, 
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und 
Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.“ „Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden“ (BauGB in § 1a Absatz 5; Klimaschutzklausel). Weiter sind bei 
der Aufstellung von Bauleitplänen gemäß § 1 Absatz 6, Satz 7a insbesondere „ die Belange des 
Umweltschutzes…, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt“, „die Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie“(Satz 7f) sowie „die Erhaltung der 
bestmöglichen Luftqualität“ (Satz 7h) zu berücksichtigen. Weiterhin bestehen Sonderregelungen zur sparsamen 
und effizienten Nutzung von Energie http://www.umwelt-online.de/regelwerk/bau/baugb/z11_1509.htm - 
a11(§ 248 BauGB) sowie für die Nutzung von Windenergie in der Bauleitplanung (§ 249 BauGB). 

Durch die im Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ dargelegte Planung werden ehemalige 
landwirtschaftliche Flächen inkl. Wegeerschließung in einer Größenordnung von rund 0,5 ha dauerhaft in 
Anspruch genommen. Den Belangen des Klimaschutzes und des Klimawandels ist im Rahmen des 
Bebauungsplanes Nr. 117a durch die Festsetzungen zum Zwecke der Errichtung und des Betriebs von 
Windenergieanlagen Rechnung getragen worden. Dadurch soll ein Beitrag zur Erhöhung der Energiegewinnung 
aus regenerativen Energien geleistet und somit die CO2-Emissionen gesenkt werden. 



Dies ist auch ein vorrangiges Ziel aus dem Integrierten Klimaschutzkonzept für die Kommunen aus der ILEK 
Region Rhein-Voreifel, dem die Stadt Meckenheim angehört. In dem Konzept wird als Potenzialziel für 
Meckenheim die verstärkte Nutzung der Windenergie als erneuerbare Energie aufgeführt. 

 

Zu 16) siehe 15. 

 
Der Einwender wiederholt sich in seinen Ausführungen. Diese wurden bereits unter Ziffer 15. ausführlich erörtert. 
Der Hinweis auf Internationale Gremien und wissenschaftliche Abhandlungen zu dem Thema Klimaschutz ist 
nicht Gegenstand des jetzigen Bauleitplanverfahrens. Das sind keine abwägungsrelevanten Sachverhalte. 

 

Zu 17) Fachgutachten – Klarstellung 
 

Der Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ – Neuaufstellung hat mit der Begründung einschließlich 
Umweltbericht und den dazugehörigen Anlagen sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Zeit 
vom 09. Juli 2015 bis einschließlich 21. August 2015 öffentlich ausgelegen. Die gemäß § 3 (2) BauGB gesetzlich 
vorgeschriebene Dauer der öffentlichen Auslegung von einem Monat wurde verlängert, weil die öffentliche 
Auslegung während der Sommerferien des Landes Nordrhein-Westfalen durchgeführt wurde. 

Soweit die Gutachten für das Verständnis der Planung erforderlich sind, wurden sie als Anlage der Begründung 
beigefügt und sind somit der Öffentlichkeit zugänglich. 

Ergänzend zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB standen der Bebauungsplan einschließlich der 
oben genannten Unterlagen auf der Internetseite der Stadt Meckenheim zur Einsicht und zum Download bereit. 

Der Bebauungsplan wird nach dem Satzungsbeschluss durch den Rat der Stadt Meckenheim öffentlich bekannt 
gemacht und wird somit rechtskräftig. Der Bebauungsplan ist mit der Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung nach Absatz 4 zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten; über den Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu 
geben. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann. 

 

Zu 18) LKW-Aufkommen 

 
Bei der Erschließung und dem damit verbundenen, zu erwartenden LKW-Verkehr handelt es sich um eine 
temporäre Beeinträchtigung, die vor dem Hintergrund der Schaffung von substantiellem Raum für die 
Windenergie als zumutbar angesehen wird. Die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen sind auf Grundlage 
einer konkreten Anlagenplanung im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Zu 19) Landschaftsbildanalyse – siehe auch 6) 

 
Das Verfahren nach Nohl, und die darin verwendeten Bezeichnungen für die Wirkzonen, entspricht weiterhin dem 
in NRW regelmäßig angewendeten Verfahren zur Landschaftsbildanalyse. 

Die Raumwirksamkeit von Windenergieanlagen ist unbestritten, jedoch handelt es sich dabei um eine privilegierte 
Nutzung im Außenbereich nach § 35 BauGB, die überall dort möglich ist, wo keine öffentlichen Belange 



entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht.  

Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan 
(33. Änderung) eine Konzentrationszone dargestellt, die über den Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“-
Neuaufstellung feingesteuert werden soll. Dabei soll der Windenergie mehr Raum verschafft werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsamen oder bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

 

In der Begründung steht nicht, dass die WEA erst ab einer Entfernung erst erträglich sind, sondern dass sich ab 
einer Entfernung von ca. 5 km das „technische Element“ in der Bildinformation verliert. Auch wenn die 
Wahrnehmbarkeit mit abnehmender Entfernung zunimmt, wird dennoch auch dort eine Verträglichkeit gesehen.  

Bei dem Ökokonto der Stadt Rheinbach handelt es sich um ein mit dem Rhein-Sieg-Kreis abgestimmtes 
Maßnahmenkonzept, das Maßnahmen vorsieht, die zur Aufwertung von Natur und Landschaft beitragen. Aus 
diesem Maßnahmenpool können Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen genutzt werden. Zur 
Kompensation des Landschaftsbildes eignen sich beispielsweise landschaftsprägende Maßnahmen wie 
Aufforstungen, Anlage von Hecken und Baumreihen, etc. 

Hohe Auswirkungsintensitäten sind in nicht vorbelasteten Räumen mit hoher Landschaftsbildqualität (Naturnähe, 
Vielfalt, Eigenart, Schönheit) zu erwarten, wo zudem keine Höhenbegrenzung stattfindet. Bei dem Plangebiet 
handelt es sich um einen stark anthropogen genutzten Raum mit hoher Vorbelastung (Hochspannungsleitungen, 
klassifizierte Straßen, Bahnstrecke, Gewerbe) ohne Schutzstatus gemäß Landschaftsplan, sodass eine 
schwache bis mittlere Auswirkungsintensität anzunehmen ist. Die Landschaftsbildanalyse erfolgt dabei mit Hilfe 
eines digitalen Landschaftsmodels, das alle Blickbeziehungen berücksichtigt. Dem Umweltbericht liegt eine 
entsprechende Karte bei. 

Die Schaffung eines Windparkmodells aus Holz o. ä. wird nicht als erforderlich betrachtet. Zur Veranschaulichung 
möglicher Anlagen in der Landschaft liegen Fotovisualisierungen vor. 

 

Zu 20 u. 21.) Artenschutz 

 
Bei den im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag verwendeten Begriffen wie bspw. „Individuenverlusten“ handelt es 
sich um gebräuchliche Fachtermini. Grundsätzlich werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag die 
Projektwirkung von geplanten WEA und nicht die allgemeinen Gefährdungsursachen, die bestehen, beurteilt. 



Vögel (Nrn:21 – 27) 

 
Die Entfernung zu den bekannten Brutplätzen von über 2.000 m Entfernung schließt eine signifikante Erhöhung 
des Tötungsrisikos des Rotmilans aus. Zudem wurde weder ein Hauptdurchflug- oder Hauptnahrungsgebiet im 
Bereich des Plangebietes ermittelt. Die Einschätzung im ASF ist somit korrekt. 

Der Leitfaden NRW (2013) sieht nur eine signifikante Erhöhung des Kollisionsrisikos für den Mäusebussard vor, 
wenn im Umfeld sehr viele Brutpaare festgestellt werden. Dies ist im Untersuchungsgebiet nicht der Fall. Die 
lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann die 
Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  

Im Fall des Verbotstatbestandes „Töten“ ist bei WEA-Vorhaben nach derzeitiger Rechtsauffassung das signifikant 
erhöhte Risiko ausschlaggebend. Der aktuelle Leitfaden ist anzuwenden und gilt als rechtssicher. Der Bezug auf 
bundesweite Populationen ist nicht geboten. 

Wichtige Rastplätze für den Kranich werden von den Landesfachbehörden und Vogelschutzwarten ausgewiesen 
und bekannt gegeben. Diese sind Grundlage für Beurteilungen im Rahmen eines Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages. 

Der Prozess des Ausbaus von neuen WEA und die resultierenden Auswirkungen sind nicht seriös 
prognostizierbar. Daher stellt der methodische Ansatz des im gültigen Leitfaden NRW (2013) auf den Status Quo 
ab. 

 

Fledermäuse (Nrn:28 – 40) 

 
Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag beachtet die Vorgaben des gültigen Leitfadens NRW (2013) und wendet 
die Vorgaben zum Artenschutz bei Erfordernis an. 

Annahmen bewirken im Zweifelsfall immer Schutzmaßnahmen. Eine Worst-Case-Betrachtung ist zulässig, um 
den Schutz der jeweiligen Arten zu gewährleisten. Dies ist im Sinne des Artenschutzes und gesetzeskonform. 

Die Untersuchungen sind hinreichend, um das Artenspektrum und die Aktivitäten der Fledermausarten im Gebiet 
festzustellen. Weitere Erkenntnisse werden über das Gondelmonitoring zu den Wochenstuben- und Zugzeiten 
gewonnen und entsprechend für ggf. notwendige dauerhafte Abschaltalgorithmen ausgewertet. Das 
Gondelmonitoring ist derzeitig bester Stand der Wissenschaft und die fachlich anerkannte Methodik des 
Leitfadens NRW. Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ist dargelegt, dass das Gondelmonitoring - nach 
vorgenommenen artenschutzrechtlichen Einschätzungen aller Arten - über die gesamte Aktivitätszeit der 
Fledermäuse erfolgen muss. Die genauen Maßgaben für das Monitorings sind im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
festzulegen. 

Es gibt jahreszeitlich- und witterungsbedingt Zeiten, zu denen keine Fledermäuse fliegen. Möglicherweise 
erforderliche Abschaltalgorithmen stoppen den Betrieb einer WEA, um den Verlust von Individuen während der 
Aktivitätszeiten zu vermeiden. 

Wissenschaftliche Berechnungen belegen, dass die ggf. erforderlichen Abschaltalgorithmen keine erheblichen 
Auswirkungen auf den Ertrag und die Wirtschaftlichkeit haben. Das liegt insbesondere daran, dass 
Abschaltungen vor allem in windschwachen Phasen sind, in denen eine hohe Fledermausaktivität möglich ist, 
jedoch nur ein geringer Energieertrag erzielt werden kann (BRINKMANN, R., O.BEHR, I. NIERMANN & M. 



REICH (Hrsg.) (2011): Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des Kollisionsrisikos von 
Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen. – Umwelt und Raum Bd. 4, 457 S., Cuvillier Verlag, Göttingen). 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag prüft mögliche Projektwirkungen der Planungen auf die relevanten Arten 
ab. Allein die Möglichkeit einer Verunfallung durch direkte Kollision oder häufiger durch das Barotrauma bedingen 
zu beschreibende Schutzmaßnahmen, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden. Diese 
Herleitung ist methodisch korrekt und ausreichend ohne Details des Barotraumas wissenschaftlich zu 
hinterleuchten. 

Fledermausaktivitäten sind im Winter möglich. Allerdings müssen Überwinterungsquartiere in der Nähe der 
Planungen vorhanden sein. Dies ist nicht der Fall.  

Die Vorgaben des Leitfadens NRW sind inhaltlich durch Fledermausexperten abgesichert, so dass die 
Vermeidungsmaßnahmen zwischen Frühjahr und Herbst eines Jahres ausreichend sind. Die formulierten 
Schutzmaßnahmen sind fachlich abgesichert und Standard des Leitfadens NRW (2013). 

Hinsichtlich des Zugriffsverbotes sieht die aktuelle Rechtsprechung eine signifikante Erhöhung des 
Kollisionsrisikos als relevant an. 

Sonstige planungsrelevante Fledermausarten (nicht WEA-empfindliche Arten) sind Arten, die auf Grund hoher 
Flugweise methodisch nicht erfasst werden konnten. Sie können ebenfalls dem Kollisionsrisiko unterliegen. Dies 
wird im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag beschrieben. 

Der Abstand zu Hochspannungsfreileitungen ist ein Sicherheitsabstand, der einzuhalten ist, um eine 
Beeinträchtigung der Leitungen zu vermeiden. Der Abstand ist nicht im Artenschutz begründet.    

 

Eine unmittelbare Betroffenheit des Einwenders, insbesondere im Hinblick auf private Belange, 
die in einen sachgerechten Ausgleich mit öffentlichen Belangen zu bringen wären, kann der 
Stellungnahme nicht entnommen werden. 

Die Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der 
schutzwürdigen Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. 

Der Anregung, die Begründung einschließlich Umweltbericht und zugehöriger Gutachten einer 
Nachbearbeitung zu unterziehen, wird nicht gefolgt. 

Die in der Begründung und im Umweltbericht dargelegten fachlichen Inhalte werden als 
ausreichend erachtet, um die im Rahmen der Abwägung von privaten mit öffentlichen 
Belangen getroffenen Festsetzungen zu rechtfertigen. 

 



 

B 2.47 Einwender 47 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 



 
 





 

Beschlussentwurf zu B 2.47: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.47 wie folgt zu entscheiden 

Ausbau der Windenergie zwischen Meckenheim und Rheinbach“ - Klarstellung 

Der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie liegt nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse. 

Bei der Energiewende handelt es sich um ein bundes- und landespolitisches Ziel, das den Ausbau erneuerbarer 
Energien, wozu auch die Windenergie zählt, vorsieht und an der sich jede Kommune zu beteiligen hat.  

Das Land NRW fasst seine klimapolitischen Ziele im Entwurf des Landesentwicklungsplans zusammen. Das Ziel 
der Landesregierung lautet, dass der CO2-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahre 2020 um 25 % und bis 
zum Jahre 2050 um mindestens 80 % gegenüber 1990 reduziert werden soll. Der Anteil der Stromgewinnung aus 
erneuerbaren Energien soll von heute 3 % auf 15 % erhöht werden. Die Stadt Meckenheim möchte diesem Ziel 
gerecht werden und im Sinne einer rechtssicheren Planung der Windenergie, substantiell Raum verschaffen. 

 

Konzentrationszonen und Steuerung der Windenergie – Klarstellung: 

Für die Kommunen besteht im Rahmen der kommunalen Planungshoheit, die Möglichkeit die Windenergie 
räumlich durch die Ausweisung von Konzentrationszonen für die Windenergie im Flächennutzungsplan und ggf. 
durch weitere Feinsteuerung im Bebauungsplan an einer oder mehreren Stellen im Gemeindegebiet zu 
konzentrieren und dadurch einen Ausschluss der Windenergie im übrigen Gemeindegebiet zu bewirken. Sofern 
von diesem Instrument Gebrauch gemacht wird, muss der Windenergienutzung substantiell Raum verschafft 
werden.  

Alternativ kann eine Kommune auf die o.g. steuernden planungsrechtlichen Instrumente verzichten. In diesem 
Fall ist die Windenergienutzung als privilegierte Nutzung im Außenbereich nach § 35 BauGB im gesamten 
Außenbereich möglich. Dies führt häufig zu einer „Verspargelung“ der Landschaft und ist deshalb nachteilig für 
die betreffende Kommune. 



Um einer derartigen „Verspargelung“ zuvorzukommen, hat die Stadt Meckenheim eine rechtskräftige 
Konzentrationszone für die Windenergie bereits im Jahr 1999 im Flächennutzungsplan dargestellt. Durch die 
Festsetzung des B-Plans Nr. 117 Auf dem Höchst vom 04.08.2004 wurde eine Höhenbeschränkung von 50 m 
getroffen. Mit einer Höhenbegrenzung auf 50 m Gesamthöhe kann der Windenergie zum heutigen Stand der 
Technik nicht in substantieller Weise Raum verschaffen werden, der der aktuellen Rechtsprechung genügt. Die 
Leistung von 50 m hohen WEA liegt um ein Vielfaches unterhalb der Leistung von möglichen 150 m hohen WEA. 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a „Auf dem Höchst“ nimmt die Stadt Meckenheim eine 
Feinsteuerung vor, die dem aktuellen Stand der Technik entspricht und der Windenergie substantiell Raum 
verschafft. 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. 

 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass durch den vorliegenden Bebauungsplan noch nicht die 
konkrete Handlung, nämlich die Errichtung von Windenergieanlagen zugelassen wird. Dem Bebauungsplan ist 
noch das Genehmigungsverfahren nachgeordnet, in dem weitere Prüfungen auf der Grundlage einer konkreten 
Anlagenplanung erfolgen. 

 

Mikroklima 

Durch die Rotorbewegung kommt es zu einer vertikalen Durchmischung der Luft und der Austausch von 
Feuchtigkeit und Luftmassen in den bodennahen Luftschichten kann kleinräumig verändert werden. Die 
entstehenden Luftturbulenzen sind entscheidend abhängig von der Form der Rotorblätter. 

Ob die Effekte auf die Landwirtschaft positiv oder negativ zu bewerten sind, hängt u. a. vom Standort ab. 
Luftverwirbelungen können einen positiven Effekt z. B. auf den Obstanbau haben, indem beispielweise die Zahl 
der Tage mit Bodenfrost verringert werden bzw. überhaupt die Gefahr von Bodenfrost verringert wird. Dieser 
Effekt wird beispielsweise beim Einsatz mobiler Windräder im Frühjahr genutzt, um die Gefahr des Erfrierens der 
Blüten oder auch der jungen Früchte zu mindern. 

Das öffentliche Interesse, das mit der Errichtung von Windenergieanlagen verfolgt wird, ist von hohem Gewicht. 
Die Nutzung von Windenergie dient der Nutzung regenerativer Energiequellen und letztlich der Reduktion von 
Treibhausgasen und damit einem wichtigen umweltpolitischen Ziel, welches u.a. durch das Integrierte 
Klimaschutzkonzept für die Kommunen der ILEK-Region Rhein-Voreifel von November 2012 vorgegeben  wurde. 
Die Umsetzung dieses Ziels wird höher gewichtet als der Schutz der Landwirtschaft vor möglichen kleinräumigen 
Veränderungen des Mikroklimas, deren positive oder negative Effekte standortabhängig zu beurteilen sind. 

 

Artenschutz 

Die Ausführungen des Einwenders stehen nicht im Widerspruch zur vorliegenden artenschutzrechtlichen 
Untersuchung. 

 

Die methodische Durchführung der Kartierungen sowie die Auswahl der relevanten Vogelarten wurden gemäß 
NRW Leitfaden (Stand 2013) sowie in Ableitung vorhandener Daten und Hinweise durchgeführt. Brutvorkommen 
und Hinweise auf mögliche Vorkommen planungsrelevanter und WEA-empfindlicher Arten wurden vor Beginn der 
Geländearbeiten mit der Fachbehörde abgestimmt und bei den Bearbeitungen beachtet.  



Die zu Beginn der Kartierungen bekannten Brutplätze des Rotmilans befinden sich außerhalb der 
Abstandregelung von mindestens 1.000 m. Nur innerhalb dieser Radien sind erhöhte Tötungsrisiken zu erwarten, 
es sei denn es kann durch die Raumnutzung eindeutig belegt werden, dass die Hauptflugrouten zwischen 
Brutplatz und Nahrungshabitate nicht über geplante WEA-Standorte führen. Die Brutreviere im Kottenforst und 
am Tomberg liegen in mindestens 2.000 m Entfernung zu den Planungen. Beobachtungen zur Raumnutzung im 
Plangebiet konnten zudem keine Hauptnahrungsbereiche für den Rotmilan belegen. 

Der Wanderfalke als WEA-empfindliche Art wurde in dem ASF berücksichtigt und zum Schutz der Art eine CEF-
Maßnahme vorgeschlagen 

.Der Wohnort/Fundort der Schleiereule oder des Turmfalken befindet sich knapp außerhalb des 1.000 m-
Untersuchungsraumes (siehe z.B. Karte 1 der ASP). Beide Arten sind in NRW gemäß Leitfaden nicht WEA-
empfindlich. Der Turmfalke wurde auf Grund der eigenen Nachweise im Text des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages (AFB) bereits betrachtet, ebenso der Rotmilan, die ziehende Gänse und Kraniche sowie die 
Fledermausvorkommen. Aus den Hinweisen der werden keine neuen artenschutzrechtlichen Beurteilungen 
erforderlich.  

Die lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann 
die Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  

Die brütende Graugans oder Neozoen (z.B. Kanadagans) gehören nicht zu den WEA-empfindlichen Arten in 
NRW. Artenschutzrechtliche Konflikte lassen sich für diese Arten nicht ableiten.  

Insbesondere zu den Fledermausvorkommen wurden erstmalig umfassende Untersuchungen im Raum 
durchgeführt und erforderliche vorsorgende Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der Fledermäuse 
beschrieben. Hierzu gehört auch ein Gondelmonitoring mit Abschaltalgorithmen, das wissenschaftlich zum 
Schutz der Flugbewegungen in Gondelhöhe erarbeitet wurde und bei der LANUV und dem MKULNV anerkannt 
ist. Somit sind keine signifikant erhöhten Schlagrisiken zu prognostizieren. 

Das Phänomen des Kranichzuges ist durch ornithologische Sammelberichte und alljährliche Beobachtungen in 
Nordrhein-Westfalen und im Bundesgebiet bekannt. Alljährlich finden die Hin- und Rückzüge quer über 
Deutschland statt (vgl. Abb. S.40 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag). Gemäß Leitfaden zeigt der Kranich 
Meideverhalten gegenüber WEA und wurde als WEA-empfindliche Art eingestuft. Er reagiert insbesondere in 
Brutgebieten empfindlich gegenüber den Betrieb von WEA, die es im Umfeld von Rheinbach und Meckenheim 
nicht gibt. Regelmäßig genutzte Schlafplätze des Kranichs auf dem Vogelzug, die im Umfeld von Rheinbach und 
Meckenheim nicht vorhanden sind, sollten ebenfalls mit einem großen Puffer gegenüber WEA-Planungen 
freigehalten werden (3.000 m Vorschlag LAGVSW 2007). Dies gilt ebenfalls für Hauptflugkorridore zwischen 
Schlaf- und Nahrungsgebieten sowie für überregional bedeutsame Zugkonzentrationskorridore. Beides trifft für 
den Raum Rheinbach und Meckenheim für den Kranich und andere Zugvogelarten nicht zu. Ein erhöhtes 
Schlagrisiko ist nicht abzuleiten, da der Kranich als Breitbandzieher über alle Teile NRWs hinwegfliegt. 

 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  



Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 

Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe). Das LANUV 
beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann nachgewiesen 
werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos “ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergieanlagen 
verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs liegt, eine 
Gesundheitsgefahr ausgeht. Es ergeben sich durch die vom Einwender beanstandete mögliche Belastung durch 
Infraschall keine schädlichen Umweltweinwirkungen.In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die 
Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, 
VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche.“ 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Wertminderung von Grundstücken / Immobilien 

Gemäß Bayerischem Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 13-VII-07 ist eine 
Eigentumsverletzung nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen] geltend gemacht wird. Selbst wenn 
der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der Eigentumsgarantie. 



Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. und die mit der 
Aufstellung des Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher 
gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

 

B 2.48 Einwender 48 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 / 25.11.2014 
 

 



 
 

Beschlussentwurf zu B 2.48: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 / 25.11.2014 eingegangene 
Stellungnahme B 2.48 wie folgt zu entscheiden 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans werden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. Die Übernahme von erheblich größeren Vorsorgeabständen wie es in anderen 
Bundesländern und im Ausland zum Teil praktiziert wird, wird als nicht erforderlich und sachgerecht betrachtet. 
Dadurch würde der substantielle Raum für die Windenergie in unverhältnismäßiger Weise eingeschränkt.  

 

Zu Abstand zur Wohnbebauung / Vorsorgeabstände – Optisch bedrängende Wirkung 1 

Der geringste Abstand der im Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ festgesetzten Sondergebietsfläche  für 
Windenergieanlagen zur vermieteten Wohnung des Einwenders im Solitärweg in Meckenheim beträgt ca. 900 m. 

In NRW gibt es keinen gesetzlich festgelegten pauschalen Mindestabstand für die Entfernung von 
Windenergieanlagen (WEA) zu Wohnhäusern oder Siedlungsbereichen. Für die Entfernung zur Wohnbebauung 
sind die immissionsschutzrechtlichen Abstände maßgeblich, darüber hinaus dürfen WEA nicht in rücksichtsloser 
Weise störend wirken.  

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtslos, wenn sie von benachbarten 
Grundstücken aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen 
Auswirkungen ein Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann, d. h. optisch 
bedrängend wirken. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das Dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt, wie dies vorliegend der Fall ist.  



Während pauschale Schutzabstände, bezogen auf eine maximale Anlagenhöhe, zur Vermeidung einer optisch 
bedrängenden Wirkung sachgerecht sind, sind Schutzabstände aus Gründen des Immissionsschutzes nur 
anlagenspezifisch bzw. auf Basis eines konkreten Windparks zu ermitteln. Bei einem zu großen Abstand werden 
Flächen ausgeschlossen, die aus Sicht des Immissionsschutzes für die Errichtung von Windenergieanlagen 
durchaus geeignet sind und der substantielle Raum für die Windenergie würde in unverhältnismäßiger Weise 
eingeschränkt. 

 

Zu Optisch bedrängender Wirkung 2 

Gemäß dem Urteil OVG NRW 8 A 3726/05 Urteil vom 09.08.2006 ist bei Abständen von weniger als der 
zweifachen Anlagengesamthöhe zwischen Windenergieanlage und schutzwürdiger Nutzung überwiegend mit 
einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen. Bei Abständen von mindestens der Dreifachen 
Anlagengesamthöhe ist i.d.R. keine optisch bedrängende Wirkung zu erwarten. Für den Bereich zwischen der 
zwei- und Dreifachen Anlagengesamthöhe ist eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

Für die Ermittlung der Sondergebiete für die Windenergie wurde die 2,5-fache Anlagengesamthöhe ausgehend 
von einer 150 m-WEA angesetzt. Dadurch soll einerseits die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans gewährleistet 
werden und andererseits – im Sinne der planerischen Zurückhaltung - keine unnötige Einschränkung der 
Sondergebiete erfolgen.  

Der Nachweis darüber, dass keine optisch bedrängende Wirkung vorliegt, ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
zu erbringen. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das Dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt.  

Im vorliegenden Fall beträgt der Abstand zwischen der im Bebauungsplan Nr. 117a „Auf dem Höchst“ 
festgesetzten Sondergebietsfläche zur Errichtung von Windenergieanlagen mit einer maximalen Gesamthöhe 
von 150 m und der vermieteten Wohnung des Einwenders im Solitärweg in Meckenheim (Bebauungsplan Nr. 
118) ca. 900 m, sodass nicht davon auszugehen ist, dass innerhalb der Baufenster errichtete 
Windenergieanlagen eine im Sinne der Rechtsprechung optisch bedrängende Wirkung auf das Wohnanwesen 
auslösen werden. 

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtlos, wenn sie von benachbarten Grundstücken 
aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen Auswirkungen ein 
Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann. 

 

Zu Schallimmissionen 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 

Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 



Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Die generelle Eignung der 
Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten Geräuschimmissionen wird in der 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Die dem Bebauungsplan zugrunde liegenden Schallprognosen wurden zeitgleich mit der (Neu-)Aufstellung der 
Bebauungspläne ab 2013 erarbeitet. Der Schalltechnische Bericht über die schalltechnische Kontingentierung 
der Kötter Consulting Engineers GmbH liegt mit Datum vom 24.06.2015 vor. Beiden Untersuchungen wurden 
Windenergieanlagen mit einer maximalen Gesamthöhe von 150 m zugrunde gelegt. Die Neubaugebiete mit ihren 
entsprechenden Gebietsausweisungen gemäß BauNVO wurden dabei ebenso berücksichtigt wie die 
vorhandenen Siedlungsgebiete.  

 

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Zu Schattenwurf 

Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach wird davon ausgegangen, dass eine 
maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht 
erheblich belästigend ist. Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. In diesem Sinne wird die 
tatsächlich zulässige Beschattungsdauer durch Festsetzung im Bebauungsplan auf 8 Stunden pro Jahr begrenzt. 
Ist dieser Wert erreicht, sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine 
Abschaltautomatik abzuschalten.  

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 



Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

Gesetzliche Regelungen zur maximalen Beschattungsdauer von landwirtschaftlichen Flächen bestehen nicht. Um 
erhebliche Beeinträchtigungen der Forschungsarbeiten der landwirtschaftlichen Versuchsanstalt der Universität 
Bonn sicher zu vermeiden, wird für die Versuchsflächen des Campus Klein-Altendorf eine maximale 
Beschattungsdauer von 100 Stunden / Jahr festgesetzt, da dieser Interessenskonflikt absehbar nicht im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren sachgerecht gelöst werden kann. 

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen 
des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet werden als die 
vom Einwender geltend gemachten Belange. 

Die in der Begründung und im Umweltbericht dargelegten fachlichen Inhalte werden als ausreichend erachtet, um 
die im Rahmen der Abwägung von privaten mit öffentlichen Belangen getroffenen Festsetzungen zu 
rechtfertigen. 

 

 

 



 

B 2.49 Einwender 49 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 

 
 









































 
 
 

Beschlussentwurf zu B 2.49: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.49 wie folgt zu entscheiden 

Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe). Das LANUV 
beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann nachgewiesen 
werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos “ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergieanlagen 
verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs liegt, eine 
Gesundheitsgefahr ausgeht. Es ergeben sich durch die vom Einwender beanstandete mögliche Belastung durch 
Infraschall keine schädlichen Umweltweinwirkungen.In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die 
Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, 
VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 



In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche.“ 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Abstand zur Wohnbebauung / Vorsorgeabstände 

Der geringste Abstand der im Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a Auf dem Höchst festgesetzten 
Sondergebietsfläche für Windenergieanlagen zur Wohnimmobilie des Einwenders beträgt ca. 1,3 km.  

 

In NRW gibt es keinen gesetzlich festgelegten pauschalen Mindestabstand für die Entfernung von 
Windenergieanlagen (WEA) zu Wohnhäusern oder Siedlungsbereichen. Für die Entfernung zur Wohnbebauung 
sind die immissionsschutzrechtlichen Abstände maßgeblich, darüber hinaus dürfen WEA nicht in rücksichtsloser 
Weise störend wirken.  

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtlos, wenn sie von benachbarten Grundstücken 
aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen Auswirkungen ein 
Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann, d. h. optisch bedrängend wirken. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt, wie dies vorliegend der Fall ist.  

Während pauschale Schutzabstände, bezogen auf eine maximale Anlagenhöhe, zur Vermeidung einer optisch 
bedrängenden Wirkung sachgerecht sind, sind Schutzabstände aus Gründen des Immissionsschutzes nur 
anlagenspezifisch bzw. auf Basis eines konkreten Windparks zu ermitteln. Bei einem zu großen Abstand werden 
Flächen ausgeschlossen, die aus Sicht des Immissionsschutzes für die Errichtung von Windenergieanlagen 
durchaus geeignet sind und der substantielle Raum für die Windenergie würde in unverhältnismäßiger Weise 
eingeschränkt. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass durch den vorliegenden Bebauungsplan noch nicht die 
konkrete Handlung, nämlich die Errichtung von Windenergieanlagen zugelassen wird. Dem Bebauungsplan ist 
noch das Genehmigungsverfahren nachgeordnet, in dem weitere Prüfungen auf der Grundlage einer konkreten 
Anlagenplanung erfolgen. 

 

Wertminderung von Grundstücken / Immobilien 

Gemäß Bayerischem Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 13-VII-07 ist eine 
Eigentumsverletzung nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen] geltend gemacht wird. Selbst wenn 
der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der Eigentumsgarantie. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 



Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

Befeuerung 

Die Notwendigkeit einer Befeuerung von Windenergieanlagen über 100 m Gesamthöhe ergibt sich aus der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen. Die Befeuerung 
ist entsprechend dem Stand der Technik und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Sicherheit, so zu 
installieren, dass eine möglichst geringe Wahrnehmung für die Anwohner besteht. Dazu zählen der 
Abstrahlwinkel der Befeuerung, die Synchronisation der Anlagen, die Frequenz der Befeuerung etc. Die genaue 
Art der Befeuerung ist anlagenspezifisch im Rahmen der Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
regeln.   

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können. 

Aus individueller und subjektiver Wahrnehmung kann die Befeuerung möglicherweise als belästigend empfunden 
werden, angesichts der Entfernung zwischen den festgesetzten Sondergebietsflächen und dem Wohnhaus des 
Einwenders dürfte es jedoch nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung kommen. Zudem  besteht die 
Möglichkeit, durch das Anbringen von Vorhängen oder Jalousien Beeinträchtigungen zu mindern. (vgl. VGH 
Kassel, Beschluss vom 13.07.2011 – 9 A 482/11.Z) 

Das dem Schutz der Nachbarschaft dienende Gebot der Rücksichtnahme zielt auf eine durchschnittliche 
Empfindlichkeit und Belastbarkeit der Betroffenen ab und nicht auf eine besondere, z. B. krankheitsbedingt 
höhere Empfindlichkeit einzelner Personen.  

Der Bebauungsplan dient dem Ziel, die Nutzbarkeit von Grundstücken für die Windenergie in öffentlich-rechtlicher 
Hinsicht auf der Grundlage objektiver Umstände möglichst dauerhaft städtebaulich zu regeln. Aus diesem Grund 
kann der Bewertung von Immissionen eine typisierende Betrachtungsweise zugrunde gelegt werden.  

Für die Zumutbarkeit von Immissionen kommt es nach allgemeinen Verständnis nicht auf ungewöhnlich 
hochgradige Empfindlichkeiten einzelner Personen an, rechtlich relevante Parameter für die Zumutbarkeit von 
Immissionen können nur objektive Umstände sein, die persönlichen Verhältnisse einzelner Betroffener spielen 
keine Rolle.  

Im Rahmen des Gebotes der Rücksichtnahme ist aber auch abzuwägen zwischen dem berechtigten Interesse an 
der Nutzung der Windenergie einerseits und den Interessen der von Immissionen Betroffenen andererseits. Bei 
dieser Abwägung ist zu berücksichtigen, dass die vom Gesetzgeber gewollte Nutzung von Windenergie 
notwendigerweise mit gewissen Belastungen des Wohnens im Außenbereich und an den Ortsrändern verbunden 
ist. Auf die besondere Empfindlichkeit Einzelner abzustellen, würde bedeuten, dass die gesetzgeberische 
Entscheidung zugunsten der Windenergie praktisch unterlaufen würde. [s.a. VG Augsburg, Urteil vom 
22.Dezember 2004 – Au 4K03.754,755,756- ,juris] 



Vor diesem Hintergrund werden die im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes getroffenen Festsetzungen 
zur Feinsteuerung von Windenergieanlagen innerhalb einer bestehenden Windkraft-Konzentrationszone auch 
unter dem Aspekt einer möglichen subjektiven Belästigung als zumutbar angesehen.  

 

Optisch bedrängende Wirkung  

Gemäß dem Urteil OVG NRW 8 A 3726/05 Urteil vom 09.08.2006 ist bei Abständen von weniger als der 
zweifachen Anlagengesamthöhe zwischen Windenergieanlage und schutzwürdiger Nutzung überwiegend mit 
einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen. Bei Abständen von mindestens der dreifachen 
Anlagengesamthöhe ist i.d.R. keine optisch bedrängende Wirkung zu erwarten. Für den Bereich zwischen der 
zwei- und dreifachen Anlagengesamthöhe ist eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

Für die Ermittlung der Sondergebiete für die Windenergie wurde die 2,5-fache Anlagengesamthöhe ausgehend 
von einer 150 m-WEA angesetzt. Dadurch soll einerseits die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans gewährleistet 
werden und andererseits – im Sinne der planerischen Zurückhaltung - keine unnötige Einschränkung der 
Sondergebiete erfolgen.  

Der Nachweis darüber, dass keine optisch bedrängende Wirkung vorliegt, ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
zu erbringen. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt.  

Im vorliegenden Fall beträgt der Abstand zwischen der im Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a „Auf dem 
Höchst“ festgesetzten Sondergebietsfläche zur Errichtung von Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamthöhe von 150 m und dem Wohnanwesen des Einwenders ca. 1,3 km, sodass nicht davon auszugehen 
ist, dass innerhalb der Baufenster errichtete Windenergieanlagen eine im Sinne der Rechtsprechung optisch 
bedrängende Wirkung auf das Wohnanwesen auslösen werden. 

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtlos, wenn sie von benachbarten Grundstücken 
aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen Auswirkungen ein 
Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann. 

 

Lärm - Schallimmissionen 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 

Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 

Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 



Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  

 

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Die generelle Eignung der 
Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten Geräuschimmissionen wird in der 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Schattenwurf 

Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach wird davon ausgegangen, dass eine 
maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht 
erheblich belästigend ist. Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. In diesem Sinne wird die 
tatsächlich zulässige Beschattungsdauer durch Festsetzung im Bebauungsplan auf 8 Stunden pro Jahr begrenzt. 
Ist dieser Wert erreicht, sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine 
Abschaltautomatik abzuschalten.  

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Artenschutz 

Die vom Einwender genannten Beobachtungen stehen nicht im Widerspruch zur vorliegenden 
artenschutzrechtlichen Untersuchung. 

Die methodische Durchführung der Kartierungen sowie die Auswahl der relevanten Vogelarten wurden gemäß 
NRW Leitfaden (Stand 2013) sowie in Ableitung vorhandener Daten und Hinweise durchgeführt. Brutvorkommen 
und Hinweise auf mögliche Vorkommen planungsrelevanter und WEA-empfindlicher Arten wurden vor Beginn der 
Geländearbeiten mit der Fachbehörde abgestimmt und bei den Bearbeitungen beachtet.  



Die zu Beginn der Kartierungen bekannten Brutplätze des Rotmilans befinden sich außerhalb der 
Abstandregelung von mindestens 1.000 m. Nur innerhalb dieser Radien sind erhöhte Tötungsrisiken zu erwarten, 
es sei denn es kann durch die Raumnutzung eindeutig belegt werden, dass die Hauptflugrouten zwischen 
Brutplatz und Nahrungshabitate nicht über geplante WEA-Standorte führen. Die Brutreviere im Kottenforst und 
am Tomberg liegen in mindestens 2.000 m Entfernung zu den Planungen. Beobachtungen zur Raumnutzung im 
Plangebiet konnten zudem keine Hauptnahrungsbereiche für den Rotmilan belegen. 
Der Wanderfalke als WEA-empfindliche Art wurde in dem ASF berücksichtigt und zum Schutz der Art eine CEF-
Maßnahme vorgeschlagen 

.Der Wohnort/Fundort der Schleiereule oder des Turmfalken befindet sich knapp außerhalb des 1.000 m-
Untersuchungsraumes (siehe z.B. Karte 1 der ASP). Beide Arten sind in NRW gemäß Leitfaden nicht WEA-
empfindlich. Der Turmfalke wurde auf Grund der eigenen Nachweise im Text des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages (AFB) bereits betrachtet, ebenso der Rotmilan, die ziehende Gänse und Kraniche sowie die 
Fledermausvorkommen. Aus den Hinweisen der werden keine neuen artenschutzrechtlichen Beurteilungen 
erforderlich.  

Die lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann 
die Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  

Die brütende Graugans oder Neozoen (z.B. Kanadagans) gehören nicht zu den WEA-empfindlichen Arten in 
NRW. Artenschutzrechtliche Konflikte lassen sich für diese Arten nicht ableiten.  

Insbesondere zu den Fledermausvorkommen wurden erstmalig umfassende Untersuchungen im Raum 
durchgeführt und erforderliche vorsorgende Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der Fledermäuse 
beschrieben. Hierzu gehört auch ein Gondelmonitoring mit Abschaltalgorithmen, das wissenschaftlich zum 
Schutz der Flugbewegungen in Gondelhöhe erarbeitet wurde und bei der LANUV und dem MKULNV anerkannt 
ist. Somit sind keine signifikant erhöhten Schlagrisiken zu prognostizieren. 

Das Phänomen des Kranichzuges ist durch ornithologische Sammelberichte und alljährliche Beobachtungen in 
Nordrhein-Westfalen und im Bundesgebiet bekannt. Alljährlich finden die Hin- und Rückzüge quer über 
Deutschland statt (vgl. Abb. S.40 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag). Gemäß Leitfaden zeigt der Kranich 
Meideverhalten gegenüber WEA und wurde als WEA-empfindliche Art eingestuft. Er reagiert insbesondere in 
Brutgebieten empfindlich gegenüber den Betrieb von WEA, die es im Umfeld von Rheinbach und Meckenheim 
nicht gibt. Regelmäßig genutzte Schlafplätze des Kranichs auf dem Vogelzug, die im Umfeld von Rheinbach und 
Meckenheim nicht vorhanden sind, sollten ebenfalls mit einem großen Puffer gegenüber WEA-Planungen 
freigehalten werden (3.000 m Vorschlag LAGVSW 2007). Dies gilt ebenfalls für Hauptflugkorridore zwischen 
Schlaf- und Nahrungsgebieten sowie für überregional bedeutsame Zugkonzentrationskorridore. Beides trifft für 
den Raum Rheinbach und Meckenheim für den Kranich und andere Zugvogelarten nicht zu. Ein erhöhtes 
Schlagrisiko ist nicht abzuleiten, da der Kranich als Breitbandzieher über alle Teile NRWs hinwegfliegt. 

 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 



Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 

Bodeninanspruchnahme 

Da der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse liegt, ist die Inanspruchnahme 
von Boden in einem als Konzentrationszone für die Windenergie dargestellten Gebiet als zumutbar anzusehen. 
Der Bebauungsplan setzt keine konkreten Anlagenstandorte fest, im Rahmen der anlagenbezogenen 
Genehmigungsplanung nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) kann sichergestellt werden, dass sich 
die Bodeninanspruchnahme auf den notwendigen Umfang beschränkt. 

Die dauerhafte Flächeninanspruchnahme beschränkt sich auf die Mastfundamente, Stellflächen und 
Zuwegungen. Auf den landwirtschaftlichen Flächen zwischen den Anlagen ist die ackerbauliche Nutzung 
weiterhin uneingeschränkt möglich. Der konkrete Eingriff und der Verlust von Boden ist anlagenbezogen in der 
Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierungen im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans zum BImSch-Antrag 
zu ermitteln und zu kompensieren. 

Die Beeinträchtigungen durch die Bodeninanspruchnahme werden vor dem Hintergrund der Nutzung 
erneuerbarer Energien als zumutbar angesehen. 

 

Windertrag - Wirtschaftlichkeit 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  

Die Angaben der Windgeschwindigkeiten entsprechen den langjährigen Werten der Messstation Nörvenich, die 
bei der Ertragsberechnung durch die Software WindPro zugrunde gelegt werden. Die Höhe der 
Windgeschwindigkeiten wird durch den Windenergieatlas NRW des LANUV bestätigt. 

 

Landschaftsbild  

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 
Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 
117a „Auf dem Höchst“ feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  



Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsame oder bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

Dass der Einwender Windenergieanlagen von einer Gesamthöhe bis zu 150 m  als ästhetisch störend empfindet, 
führt noch nicht zu einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme. 

 

Erholungsqualität 

Das Plangebiet befindet sich in einem Raum, der nicht als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen ist und der eine 
hohe visuelle und akustische Vorbelastung (Hochspannungsfreileitungen, Bahnstrecke, klassifizierte Straßen, 
Gewerbe) aufweist. Die Stadt beabsichtigt durch die Planung, die Windenergie an dieser Stelle zu konzentrieren 
und eine Feinsteuerung vorzunehmen, um andere, für die Erholung hochwertigere und unvorbelastete Teilräume 
von der Windenergienutzung freizuhalten.   

In Bezug auf die mögliche Störung bzw. Beeinträchtigung der Erholungsqualität wird der Belang der Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in diesem Landschaftsteilraum höher gewichtet (vgl. § 1 Abs.6 Nr. 7 lit. F 
BauGB). Die Beeinträchtigung der Erholungsfunktion in diesem Landschaftsteilraum wird vor dem Hintergrund 
der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung höherwertigerer, unvorbelasteter Teilräume als zumutbar 
angesehen. 

 

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. und die mit der 
Aufstellung des Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher 
gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

 

 
 

 



B 2.50 Einwender 50 
 hier: Schreiben vom 20.08.2015 

 
 







































 
 

Beschlussentwurf zu B 2.50: 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.50 wie folgt zu entscheiden 

Befeuerung 

Die Notwendigkeit einer Befeuerung von Windenergieanlagen über 100 m Gesamthöhe ergibt sich aus der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (AVV) zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen. Die Befeuerung 
ist entsprechend dem Stand der Technik und unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Sicherheit, so zu 
installieren, dass eine möglichst geringe Wahrnehmung für die Anwohner besteht. Dazu zählen der 
Abstrahlwinkel der Befeuerung, die Synchronisation der Anlagen, die Frequenz der Befeuerung etc. Die genaue 
Art der Befeuerung ist anlagenspezifisch im Rahmen der Genehmigung nach Bundesimmissionsschutzgesetz zu 
regeln.   

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können. 

Aus individueller und subjektiver Wahrnehmung kann die Befeuerung möglicherweise als belästigend empfunden 
werden, angesichts der Entfernung zwischen den festgesetzten Sondergebietsflächen und dem Wohnhaus des 
Einwenders dürfte es jedoch nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung kommen. Zudem  besteht die 
Möglichkeit, durch das Anbringen von Vorhängen oder Jalousien Beeinträchtigungen zu mindern. (vgl. VGH 
Kassel, Beschluss vom 13.07.2011 – 9 A 482/11.Z) 

Das dem Schutz der Nachbarschaft dienende Gebot der Rücksichtnahme zielt auf eine durchschnittliche 
Empfindlichkeit und Belastbarkeit der Betroffenen ab und nicht auf eine besondere, z. B. krankheitsbedingt 
höhere Empfindlichkeit einzelner Personen.  

Der Bebauungsplan dient dem Ziel, die Nutzbarkeit von Grundstücken für die Windenergie in öffentlich-rechtlicher 
Hinsicht auf der Grundlage objektiver Umstände möglichst dauerhaft städtebaulich zu regeln. Aus diesem Grund 
kann der Bewertung von Immissionen eine typisierende Betrachtungsweise zugrunde gelegt werden.  

Für die Zumutbarkeit von Immissionen kommt es nach allgemeinen Verständnis nicht auf ungewöhnlich 
hochgradige Empfindlichkeiten einzelner Personen an, rechtlich relevante Parameter für die Zumutbarkeit von 
Immissionen können nur objektive Umstände sein, die persönlichen Verhältnisse einzelner Betroffener spielen 
keine Rolle.  

Im Rahmen des Gebotes der Rücksichtnahme ist aber auch abzuwägen zwischen dem berechtigten Interesse an 
der Nutzung der Windenergie einerseits und den Interessen der von Immissionen Betroffenen andererseits. Bei 



dieser Abwägung ist zu berücksichtigen, dass die vom Gesetzgeber gewollte Nutzung von Windenergie 
notwendigerweise mit gewissen Belastungen des Wohnens im Außenbereich und an den Ortsrändern verbunden 
ist. Auf die besondere Empfindlichkeit Einzelner abzustellen, würde bedeuten, dass die gesetzgeberische 
Entscheidung zugunsten der Windenergie praktisch unterlaufen würde. [s.a. VG Augsburg, Urteil vom 
22.Dezember 2004 – Au 4K03.754,755,756- ,juris] 

Vor diesem Hintergrund werden die im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes getroffenen Festsetzungen 
zur Feinsteuerung von Windenergieanlagen innerhalb einer bestehenden Windkraft-Konzentrationszone auch 
unter dem Aspekt einer möglichen subjektiven Belästigung als zumutbar angesehen.  

 

Optisch bedrängende Wirkung  

Gemäß dem Urteil OVG NRW 8 A 3726/05 Urteil vom 09.08.2006 ist bei Abständen von weniger als der 
zweifachen Anlagengesamthöhe zwischen Windenergieanlage und schutzwürdiger Nutzung überwiegend mit 
einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen. Bei Abständen von mindestens der dreifachen 
Anlagengesamthöhe ist i.d.R. keine optisch bedrängende Wirkung zu erwarten. Für den Bereich zwischen der 
zwei- und dreifachen Anlagengesamthöhe ist eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. 

Für die Ermittlung der Sondergebiete für die Windenergie wurde die 2,5-fache Anlagengesamthöhe ausgehend 
von einer 150 m-WEA angesetzt. Dadurch soll einerseits die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans gewährleistet 
werden und andererseits – im Sinne der planerischen Zurückhaltung - keine unnötige Einschränkung der 
Sondergebiete erfolgen.  

Der Nachweis darüber, dass keine optisch bedrängende Wirkung vorliegt, ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
zu erbringen. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt.  

Im vorliegenden Fall beträgt der Abstand zwischen der im Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a „Auf dem 
Höchst“ festgesetzten Sondergebietsfläche zur Errichtung von Windenergieanlagen mit einer maximalen 
Gesamthöhe von 150 m und dem Wohnanwesen des Einwenders ca. 1,3 km, sodass nicht davon auszugehen 
ist, dass innerhalb der Baufenster errichtete Windenergieanlagen eine im Sinne der Rechtsprechung optisch 
bedrängende Wirkung auf das Wohnanwesen auslösen werden. 

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtlos, wenn sie von benachbarten Grundstücken 
aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen Auswirkungen ein 
Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann. 

 

Lärm - Schallimmissionen 

Die Lärmlästigkeit ist durch subjektives Empfinden gekennzeichnet. Die Störung durch Geräusche wird durch 
eine Vielzahl von Elementen bestimmt, vor allem auch durch den Sympathiewert der Geräuschquelle. Daher wird 
auch der von Windenergieanlagen erzeugte Lärm je nach Einstellung des Betroffenen in seiner Störintensität 
unterschiedlich wahrgenommen. 

Diese subjektiven Merkmale entziehen sich einer „Mathematisierung“ durch Lärmwerte, für die Vollziehbarkeit 
eines Bebauungsplanes ist wesentlich, dass die auf seiner Grundlage zuzulassenden Vorhaben keine 
schädlichen Auswirkungen haben. 



Unter welchen Voraussetzungen die von Windenergieanlagen ausgehenden Geräuscheinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetztes schädlich sind, wird durch die Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm  - TA Lärm 1998 bestimmt. 

Die Vorschriften der TA Lärm 1998 sind wegen ihres normkonkretisierenden Inhalts wie ein Gesetz anzuwenden, 
dies hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 29. August 2007 entschieden [BVerwG 4 C 2.07]. 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 1998 folgen grundsätzlich den Gebietsbezeichnungen der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und sind einzuhalten.  

 

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Die generelle Eignung der 
Regelungen der TA Lärm für die von Windenergieanlagen verursachten Geräuschimmissionen wird in der 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und der Oberverwaltungsgerichte nicht ernsthaft in Frage gestellt.  

In der TA Lärm sind die zulässigen Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. 
Eine Addition von Schallquellen, die nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist 
nicht zulässig.  

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Rheinbach und Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter 
Anwendung des IFSP der Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht.  

Die Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel gewährleistet die 
planungsrechtliche Berücksichtigung der gebietsbezogenen zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung 
der Vorbelastung im Sinne einer worst-case-Betrachtung. Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen sind 
geeignet, die Anforderungen an den Immissionsschutz, insbesondere im Hinblick auf den Schutz und der 
Vorsorge gegen erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, zu erfüllen. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe). Das LANUV 
beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann nachgewiesen 
werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos “ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

Es gibt keinen wissenschaftlich gesicherten Hinweis darauf, dass von dem von Windenergieanlagen 
verursachten Infraschall, der unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs liegt, eine 
Gesundheitsgefahr ausgeht. Es ergeben sich durch die vom Einwender beanstandete mögliche Belastung durch 
Infraschall keine schädlichen Umweltweinwirkungen.In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die 
Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle keine schädliche Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, 
VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 



In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche.“ 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

 

Abstand zur Wohnbebauung / Vorsorgeabstände 

Der geringste Abstand der im Bebauungsplan Meckenheim Nr. 117a Auf dem Höchst festgesetzten 
Sondergebietsfläche für Windenergieanlagen zur Wohnimmobilie des Einwenders beträgt ca. 1,3 km.  

 

In NRW gibt es keinen gesetzlich festgelegten pauschalen Mindestabstand für die Entfernung von 
Windenergieanlagen (WEA) zu Wohnhäusern oder Siedlungsbereichen. Für die Entfernung zur Wohnbebauung 
sind die immissionsschutzrechtlichen Abstände maßgeblich, darüber hinaus dürfen WEA nicht in rücksichtsloser 
Weise störend wirken.  

Windenergieanlagen erweisen sich nicht bereits dann als rücksichtlos, wenn sie von benachbarten Grundstücken 
aus ganz oder teilweise wahrgenommen werden, sondern sie müssen in ihren optischen Auswirkungen ein 
Ausmaß erreichen, das einem Nachbarn nicht mehr zugemutet werden kann, d. h. optisch bedrängend wirken. 

Eine optische bedrängende Wirkung von Windkraftanlagen wird nach der Rechtsprechung in der Regel 
ausgeschlossen, wenn der Abstand zwischen den Anlagen und dem Wohnanwesen mehr als das dreifache der 
Gesamthöhe der Anlage beträgt, wie dies vorliegend der Fall ist.  

Während pauschale Schutzabstände, bezogen auf eine maximale Anlagenhöhe, zur Vermeidung einer optisch 
bedrängenden Wirkung sachgerecht sind, sind Schutzabstände aus Gründen des Immissionsschutzes nur 
anlagenspezifisch bzw. auf Basis eines konkreten Windparks zu ermitteln. Bei einem zu großen Abstand werden 
Flächen ausgeschlossen, die aus Sicht des Immissionsschutzes für die Errichtung von Windenergieanlagen 
durchaus geeignet sind und der substantielle Raum für die Windenergie würde in unverhältnismäßiger Weise 
eingeschränkt. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass durch den vorliegenden Bebauungsplan noch nicht die 
konkrete Handlung, nämlich die Errichtung von Windenergieanlagen zugelassen wird. Dem Bebauungsplan ist 
noch das Genehmigungsverfahren nachgeordnet, in dem weitere Prüfungen auf der Grundlage einer konkreten 
Anlagenplanung erfolgen. 

 

Wertminderung von Grundstücken / Immobilien 

Gemäß Bayerischem Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 13-VII-07 ist eine 
Eigentumsverletzung nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen] geltend gemacht wird. Selbst wenn 
der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der Eigentumsgarantie. 

Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 



Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall gegeben 
sein könnten.  

 

Schattenwurf 

Die zulässige Beschattungsdauer von schutzwürdigen Nutzungen ergibt sich aus der Regelung des Windenergie-
Erlasses NRW, welche von der Rechtsprechung bestätigt wird. Demnach wird davon ausgegangen, dass eine 
maximal mögliche Einwirkungsdauer am jeweiligen Immissionsort von bis zu 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht 
erheblich belästigend ist. Die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 Stunden pro 
Kalenderjahr entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von 8 Stunden pro Jahr. In diesem Sinne wird die 
tatsächlich zulässige Beschattungsdauer durch Festsetzung im Bebauungsplan auf 8 Stunden pro Jahr begrenzt. 
Ist dieser Wert erreicht, sind die maßgebenden Windenergieanlagen bei Sonnenschein über eine 
Abschaltautomatik abzuschalten.  

Auf darüber hinausgehende Festsetzungen einer zulässigen Beschattungsdauer, wird vor dem Hintergrund des 
Ziels der Windenergie substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Beschattungsdauer ist anlagenspezifisch im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Landschaftsbild  

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 
Stadt Meckenheim in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 
117a „Auf dem Höchst“ feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsame oder bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 



Dass der Einwender Windenergieanlagen von einer Gesamthöhe bis zu 150 m  als ästhetisch störend empfindet, 
führt noch nicht zu einem Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme. 

 

Erholungsqualität 

Das Plangebiet befindet sich in einem Raum, der nicht als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen ist und der eine 
hohe visuelle und akustische Vorbelastung (Hochspannungsfreileitungen, Bahnstrecke, klassifizierte Straßen, 
Gewerbe) aufweist. Die Stadt beabsichtigt durch die Planung, die Windenergie an dieser Stelle zu konzentrieren 
und eine Feinsteuerung vorzunehmen, um andere, für die Erholung hochwertigere und unvorbelastete Teilräume 
von der Windenergienutzung freizuhalten.   

In Bezug auf die mögliche Störung bzw. Beeinträchtigung der Erholungsqualität wird der Belang der Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in diesem Landschaftsteilraum höher gewichtet (vgl. § 1 Abs.6 Nr. 7 lit. F 
BauGB). Die Beeinträchtigung der Erholungsfunktion in diesem Landschaftsteilraum wird vor dem Hintergrund 
der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung höherwertigerer, unvorbelasteter Teilräume als zumutbar 
angesehen. 

 

Windertrag - Wirtschaftlichkeit 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  

Die Angaben der Windgeschwindigkeiten entsprechen den langjährigen Werten der Messstation Nörvenich, die 
bei der Ertragsberechnung durch die Software WindPro zugrunde gelegt werden. Die Höhe der 
Windgeschwindigkeiten wird durch den Windenergieatlas NRW des LANUV bestätigt. 

 

Artenschutz 

Die vom Einwender genannten Beobachtungen stehen nicht im Widerspruch zur vorliegenden 
artenschutzrechtlichen Untersuchung. 

Die methodische Durchführung der Kartierungen sowie die Auswahl der relevanten Vogelarten wurden gemäß 
NRW Leitfaden (Stand 2013) sowie in Ableitung vorhandener Daten und Hinweise durchgeführt. Brutvorkommen 
und Hinweise auf mögliche Vorkommen planungsrelevanter und WEA-empfindlicher Arten wurden vor Beginn der 
Geländearbeiten mit der Fachbehörde abgestimmt und bei den Bearbeitungen beachtet.  

Die zu Beginn der Kartierungen bekannten Brutplätze des Rotmilans befinden sich außerhalb der 
Abstandregelung von mindestens 1.000 m. Nur innerhalb dieser Radien sind erhöhte Tötungsrisiken zu erwarten, 
es sei denn es kann durch die Raumnutzung eindeutig belegt werden, dass die Hauptflugrouten zwischen 
Brutplatz und Nahrungshabitate nicht über geplante WEA-Standorte führen. Die Brutreviere im Kottenforst und 
am Tomberg liegen in mindestens 2.000 m Entfernung zu den Planungen. Beobachtungen zur Raumnutzung im 
Plangebiet konnten zudem keine Hauptnahrungsbereiche für den Rotmilan belegen. 
Der Wanderfalke als WEA-empfindliche Art wurde in dem ASF berücksichtigt und zum Schutz der Art eine CEF-
Maßnahme vorgeschlagen 



.Der Wohnort/Fundort der Schleiereule oder des Turmfalken befindet sich knapp außerhalb des 1.000 m-
Untersuchungsraumes (siehe z.B. Karte 1 der ASP). Beide Arten sind in NRW gemäß Leitfaden nicht WEA-
empfindlich. Der Turmfalke wurde auf Grund der eigenen Nachweise im Text des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages (AFB) bereits betrachtet, ebenso der Rotmilan, die ziehende Gänse und Kraniche sowie die 
Fledermausvorkommen. Aus den Hinweisen der werden keine neuen artenschutzrechtlichen Beurteilungen 
erforderlich.  

Die lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann 
die Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  

Die brütende Graugans oder Neozoen (z.B. Kanadagans) gehören nicht zu den WEA-empfindlichen Arten in 
NRW. Artenschutzrechtliche Konflikte lassen sich für diese Arten nicht ableiten.  

Insbesondere zu den Fledermausvorkommen wurden erstmalig umfassende Untersuchungen im Raum 
durchgeführt und erforderliche vorsorgende Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der Fledermäuse 
beschrieben. Hierzu gehört auch ein Gondelmonitoring mit Abschaltalgorithmen, das wissenschaftlich zum 
Schutz der Flugbewegungen in Gondelhöhe erarbeitet wurde und bei der LANUV und dem MKULNV anerkannt 
ist. Somit sind keine signifikant erhöhten Schlagrisiken zu prognostizieren. 

Das Phänomen des Kranichzuges ist durch ornithologische Sammelberichte und alljährliche Beobachtungen in 
Nordrhein-Westfalen und im Bundesgebiet bekannt. Alljährlich finden die Hin- und Rückzüge quer über 
Deutschland statt (vgl. Abb. S.40 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag). Gemäß Leitfaden zeigt der Kranich 
Meideverhalten gegenüber WEA und wurde als WEA-empfindliche Art eingestuft. Er reagiert insbesondere in 
Brutgebieten empfindlich gegenüber den Betrieb von WEA, die es im Umfeld von Rheinbach und Meckenheim 
nicht gibt. Regelmäßig genutzte Schlafplätze des Kranichs auf dem Vogelzug, die im Umfeld von Rheinbach und 
Meckenheim nicht vorhanden sind, sollten ebenfalls mit einem großen Puffer gegenüber WEA-Planungen 
freigehalten werden (3.000 m Vorschlag LAGVSW 2007). Dies gilt ebenfalls für Hauptflugkorridore zwischen 
Schlaf- und Nahrungsgebieten sowie für überregional bedeutsame Zugkonzentrationskorridore. Beides trifft für 
den Raum Rheinbach und Meckenheim für den Kranich und andere Zugvogelarten nicht zu. Ein erhöhtes 
Schlagrisiko ist nicht abzuleiten, da der Kranich als Breitbandzieher über alle Teile NRWs hinwegfliegt. 

 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 



Bodeninanspruchnahme 

Da der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im  - gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse liegt, ist die Inanspruchnahme 
von Boden in einem als Konzentrationszone für die Windenergie dargestellten Gebiet als zumutbar anzusehen. 
Der Bebauungsplan setzt keine konkreten Anlagenstandorte fest, im Rahmen der anlagenbezogenen 
Genehmigungsplanung nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) kann sichergestellt werden, dass sich 
die Bodeninanspruchnahme auf den notwendigen Umfang beschränkt. 

Die dauerhafte Flächeninanspruchnahme beschränkt sich auf die Mastfundamente, Stellflächen und 
Zuwegungen. Auf den landwirtschaftlichen Flächen zwischen den Anlagen ist die ackerbauliche Nutzung 
weiterhin uneingeschränkt möglich. Der konkrete Eingriff und der Verlust von Boden ist anlagenbezogen in der 
Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierungen im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans zum BImSch-Antrag 
zu ermitteln und zu kompensieren. 

Die Beeinträchtigungen durch die Bodeninanspruchnahme werden vor dem Hintergrund der Nutzung 
erneuerbarer Energien als zumutbar angesehen. 

 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden alle geltenden Rechtsvorschriften und Regelwerke beachtet, 
insbesondere jene, die den Menschen vor erheblichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und das 
Wohlbefinden schützen sollen. 

 

Die Bedenken und Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist. und die mit der 
Aufstellung des Bebauungsplans verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher 
gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

 

 


